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ART DES VERFAHRENS INHALTSANGABE REFERENZ DATUM L

Schweizerische StPO 1B_110/2017 18.04.2017 f

Sozialversicherungsverfahren 9C_19/2017 30.03.2017 d

Richterwahl SO 1C_88/2017 30.03.2017 d

Verwaltungsgerichtsverfahren 8C_642/2016 27.03.2017 d

Verwaltungsverfahren 1C_488/2016 16.02.2017 d

Zivilprozess  4A_177/2016 13.01.2017 d

Schweizerische StPO

Ausstandsgründe einer in einer Strafbehörde tätigen Person stellen keinen sachlichen Grund für eine Verfahrenstrennung dar.

6B_1030/2015 13.01.2017 d

Schweizerische StPO 1B_409/2016 03.01.2017 f

Schweizerische StPO 1B_379/2016 19.12.2016 f

Verwaltungsgerichtsverfahren

Die Eröffnung eines Disziplinarverfahrens durch den Genfer Regierungsrat präjudiziert 

8D_2/2016 06.12.2016 f

Zivilprozess  5A_697/2016 25.11.2016 d

Entfernung eines psychiatrischen Gutachtens aus den Akten, da der inzwischen verstorbene Psychiater zum Ausstandsgesuch 
nicht mehr Stellung nehmen konnte. Zudem erweckt die Tatsache, dass der Bruder des Begutachteten beim fraglichen Psychiater 
in Behandlung war, den Anschein der Befangenheit.

Verneinung des Anscheins der Befangenheit des Leiters einer Medizinischen Abklärungsstelle der IV (MEDAS) im Zusammen-
hang mit einer Teilnahme an einer Vortragsveranstaltung sowie angeblicher statistischer Auffälligkeiten.

Liegt keine Demission eines Amtsgerichtspräsidenten vor, sind gemäss kantonalem Recht im ersten Wahlgang der Wiederwahl 
nur die bisherigen Stelleninhaber zugelassen; dies dient der richterlichen Unabhängigkeit. 

Anschein der Befangenheit einer Ersatzrichterin, welche als Titularprofessorin in einem Arbeitsverhältnis zur Beschwerdegegnerin 
steht. 

Ausstandsbegehren gegen Mitarbeiter des Bundesamts für Zivilluftfahrt (BAZL) in einem Plangenehmigungs- und Enteignungs-
verfahren für ein Bauvorhaben der Flughafen Zürich AG: Keine Hinweise auf Befangenheit ersichtlich.  

Prinzip des doppelten Instanzenzugs (double instance):  Nichteintreten auf die Beschwerde, da das Verwaltungsgericht des Kan-
tons Bern als erste Instanz und nicht als Rechtsmittelinstanz über ein Ausstandsgesuch entschied. 

Zuständigkeit für Entscheide über den Ausstand eines Mitglieds des Zwangsmassnahmegerichts (ZMG); Kein Ausstandsgrund, 
wenn derselbe Richter des ZMG in dieser Funktion im Rahmen von verschiedenen Untersuchungshandlungen im gleichen Betäu-
bungsmittelhandel mehrere Entscheide fällt.

Ausstandsbegehren gegen einen Polizisten: Die Anforderungen an die Ausstandsgründe sind bei Strafverfolgungsbehörden we-
niger hoch als bei Gerichten. 

Entscheid des Kantonsgerichts über den Ausstand aller Richter einer ersten Instanz kann nicht direkt ans Bundesgericht weiter 
gezogen werden (Prinzip des doppelten Instanzenzugs [double instance]).
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Zivilprozess  5A_738/2016 17.11.2016 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_627/2016 17.11.2016 d

Schweizerische ZPO 4A_308/2016 28.10.2016 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_354/2016 25.10.2016 d

Verwaltungsverfahren 2C_807/2015 18.10.2016 d

Schweizerische StPO

Garantie des verfassungsmässigen Richters; Zusammensetzung der entscheidenden Behörde.

1B_311/2016 10.10.2016 d

Verwaltungsverfahren

Recht auf korrekte und unparteiische Zusammensetzung der zum Entscheid angerufenen zuständigen Verwaltungsbehörde.

2C_222/2016 29.09.2016 f

Schweizerische StPO 1B_272/2016 26.09.2016 d

Schweizerische ZPO 4A_221/2016 20.09.2016 d

Verwaltungsgerichtsverfahren 8C_732/2015 14.09.2016 f

Schweizerische StPO 1B_90/2016 08.09.2016 f

Frage der Befangenheit einer Kinder- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB), die zwei verschiedene Funktionen (verfügende 
Behörde/Beschwerdeinstanz) in gleicher Besetzung ausübt. 

Anschein der Befangenheit eines Gutachters; Auswertung der bisherigen Gutachten des fraglichen Gutachters würde keinen Er-
kenntnisgewinn bedeuten.

Der Anschein der Befangenheit eines Handeslrichters lässt sich nicht mit blossen Mutmassungen begründen.

Der Umstand eines hohen Auftragsvolumen einer Gutachterin bzw. einer möglichen wirtschaftlichen Abhängigkeit von einer be-
stimmten IV-Stelle ist beweismässig durch Anwendung der Rechtsprechung zu den Berichten versicherungsinterner medizinischer 
Fachpersonen zu berücksichtigen.

Faires Verfahren vor Verwaltungsinstanzen; Unbefangenheit nichtrichterlicher Behörden; Ausstand ist umgehend zu verlangen, 
ansonsten verwirkt die Rügemöglichkeit.

Im Ausstandsverfahren steht das Replikrecht dem Gesuchsteller zu sämtlichen Stellungnahmen der Personen zu, deren Ausstand 
er beantragt hat. 

Anfechtbarkeit einer Verfügung, die nicht das Ausstandsbegehren einer Partei, sondern die Folgen der Verletzung der Ausstands-
vorschriften zum Gegenstand hat. 

Ausstand einer Beisitzerin: Die Tatsache, dass eine Beisitzerin des Arbeitsgerichts des Kantons Waadt in der kantonalen Verwal-
tung arbeitet, stellt keinen Ausstandsgrund dar. 

Während dem Entsiegelungsverfahren kann Zwangsmassnahmengericht die Triage der versiegelten Akten nicht an die Strafver-
folgungsbehörden – Staatsanwaltschaft oder Polizei – übertragen/delegieren.
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SchKG-Verfahren

Ausstandsbegehren gegen sämtliche Mitglieder oder eine Abteilung des Bundesgerichts ist unzulässig.

5A_533/2016 07.09.2016 i

Schiedsgerichtsbarkeit 4A_386/2015 07.09.2016 f

Sozialversicherungsverfahren 9C_793/2015 19.08.2016 d

Schweizerische StPO 04.07.2016 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_257/2016 29.06.2016 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_276/2016 23.06.2016 d

Zivilprozess  4A_679/2015 09.06.2916 i

Schweizerische StPO 6B_688/2015 19.05.2016 f

Schweizerische StPO 1B_150/2016 19.05.2016 f

Schweizerische StPO 1B_196/2015 17.05.2016 d

Schweizerische StPO 1B_435/2015 25.02.2016 f

Internationale Schiedsgerichtsbarkeit: Revision eines Schiedsentscheids infolge Verletzung der Ausstandsvorschriften? Überprü-
fung der Einhaltung der Garantie der Unabhängigkeit/Unparteilichkeit eines Einzelschiedsrichters, der Mitglied ist einer Anwalts-
kanzlei mit Bezug zur Verfahrenspartei.

Anwendungsfall der Rechtsprechung, wonach die Zahl der Begutachtungsaufträge – in casu 392 Aufträge in drei Jahren – keinen 
Ausstandsgrund bildet. 

Ausstand: Grundsätzlich liegt keine unzulässige Mehrfachbefassung bei einer Gerichtsperson vor, die an dem durch Rechtsmittel-
instanz aufgehobenen Entscheid beteiligt war und nach Rückweisung der Sache an Neubeurteilung mitwirkt.

1B_27/2016
1B_45/2016

Der Umstand allein, früher bei einem regionalen ärztlichen Dienst (RAD) tätig gewesen zu sein, lässt einen Facharzt in Bezug auf 
das Mandat als Gerichtsgutachter nicht als befangen erscheinen.  

Befangenheit von sachverständigen Personen: Sachverständiger, der im Hinblick auf einen allfälligen künftigen Auftrag für ein 
Privatgutachten bereits im Austausch mit versicherter Person stand, kommt für ein Gerichtsgutachten nicht mehr in Frage.

Zusammensetzung des Gerichts: Der Ersatz eines Einzelrichters für die letzte Phase des Prozesses kann nur geschehen, sofern 
objektive und andauernde Hinderungsgründe vorliegen und die Parteien vorgängig informiert werden. 

Das Prinzip der abgeurteilten Sache stellt kein Hindernis dafür dar, dass eine andere als die verurteilte Person, zum Beispiel ein 
Mittäter, für die gleiche Tat verfolgt wird. Die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit des Gerichts ist unter diesen Voraussetzungen 
nicht in Frage gestellt.

Ausstand eines Staatsanwalts: Die Instruktionsbehörde kann nicht als voreingenommen betrachtet werden, wenn sie im Einver-
nahmeprotokoll widersprüchliche Aussagen aufgreift. 

Vorbefassung bzw. Befangenheit eines Sachverständigen des Forensischen Instituts Zürich (FOR), der von der Staatsanwalt-
schaft mit der Ausarbeitung eines unfalltechnischen Gutachtens beauftragt wurde, nachdem er bereits den Vorbericht zur Unfall-
rekonstruktion kontrolliert hat.

Durch die Nennung der Vorstrafen des Beschwerdeführers bei der Presse verstösst die Staatsanwaltschaft insb. gegen Grund-
satz der Unschuldsvermutung. Aus diesem Grund ist das Ausstandsbegehren gutzuheissen. 
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Sozialversicherungsverfahren 9C_26/2016 25.02.2016 d

Schweizerische StPO 1B_430/2015 05.01.2016 f

Sozialversicherungsverfahren 8C_599/2014 18.12.2015 d

Schweizerische StPO 1B_362/2015 10.12.2015 f

Sozialversicherungsverfahren 26275/12 17.11.2015 f

Schweizerische ZPO BGE 142 I 93 29.09.2015 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_585/2014 08.09.2015 d

Sozialversicherungsverfahren BGE 141 V 495 07.09.2015 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_699/2014 31.08.2015 i

Schweizerische StPO 1B_55/2015 17.08.2015 d

Verwaltungsgerichtsverfahren 1C_610/2014 24.07.2015 d

Vorliegen eines letztinstanzlich nicht heilbaren Verfahrensmangels, wenn Instruktionsrichter allein unter Hinweis auf Antrag Ge-
genpartei der Beschwerde führenden Partei Frist ansetzt mit der Möglichkeit zum Rückzug der Beschwerde (infolge allfälliger 
Schlechterstellung); alleine deshalb kann Instruktionsrichter nicht als voreingenommen bezeichnet werden.  

Die Staatsanwaltschaft, welche während der Instruktionsphase Verfahrensleitung innehat, darf mit ihren Äusserungen nicht den 
Eindruck erwecken, dass ihre Haltung zur allfälligen Schuld des Beschuldigten bereits feststeht. Der Ausdruck "menteur patenté" 
garantiert kein Instruktionsverfahren mehr, welches sowohl die belastenden und entlastenden Umstände berücksichtigt. 

Da stets nur der einzelne Gutachter, nicht aber eine Gutachterstelle befangen sein kann, ist ohne Daten zur Tätigkeit des einzel-
nen Experten der Beweis einer systematischen Benachteiligung versicherter Personen durch diesen Experten nicht zu erbringen.

Beschw.führer, welcher keine Einwände gg. einen Gutachter erhebt, der bereits in einem früheren Strafverf. gg. Beschw.führer 
beigezogen wurde, kann gleichen Gutachter (für ein weiteres Gutachten) nicht ablehnen, in dem er sich auf das erste Gutachten 
beruft. Keine Befangenheit eines Gutachters, welcher im selben Strafverf. zwei psych. Gutachten unterschiedl. Inhalts erstellt.

Der Gerichtshof stellte insbesondere fest, dass die Beschwerdeführerin ihre Behauptung, wonach die mit der Begutachtung beauf-
tragte Swiss Medical Assessment and Business-Center AG (SMAB) in ihrem Fall die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit vermis-
sen lassen habe, in keiner Weise substanziiert habe. 

Änderung des einmal besetzten Spruchkörpers: Aufgabe des Gerichts, die Parteien auf die beabsichtigte Auswechslung von mit-
wirkenden Richtern und die Gründe dafür hinzuweisen; erst wenn der Partei die Gründe für die Besetzungsänderung bekannt ge-
geben worden sind, liegt es an ihr, deren Sachlichkeit substanziiert zu bestreiten. 

Fall einer willkürlichen Handhabung der kantonalen Zuständigkeitsregelung: Vizepräsident des Versicherungsgerichts hat als Ein-
zelrichter entschieden, obwohl die Streitsache Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung aufwirft und bei richtiger Betrachtung 
auch in Bezug auf Tatfragen alles andere als liquid ist.

Beisitzender Richter, der Wählbarkeitsvoraussetzungen im Zeitpkt. des strittigen Entscheids nicht mehr erfüllt: Keine Wiederho-
lung abgeschl. Beweismassnahmen, soweit protokolliert und neuer Beisitzer Kenntnis nehmen konnte. Grundsatz der mündl. Ver-
handlung: Keine Wiederaufnahme Instruktionsverf, kein Anspruch, sich vor neuem beisitzenden Richter äussern zu können.

Aufgrund Wichtigkeit der konkreten Streitsache darf das kantonale Gericht keinen einzelrichterlichen Entscheid fällen. 

Anschein der Befangenheit/Gefahr der Voreingenommenheit (objektive Betrachtungsweise): Intensität/Qualität der Beziehung 
muss vom sozial Üblichen abweichen. Ausstandsgrund "Freundschaft" von Amtes wegen abzuklären und keinesfalls der Partei-
disposition überlassen. Gemeinsame sportliche Aktivitäten/Z'arbeit in Bürogemeinschaft per se nicht ausstandsbegründend. 

Gemäss nidwaldnerischen Gerichtsgesetz entscheidet Verwaltungsgericht ordentlicherweise in Fünferbesetzung, ist aber bereits 
mit vier Mitgliedern beratungs- und beschlussfähig. Wenn ein Gesetz für die Beschlussfähigkeit ein Mindestquorum vorschreibt, 
muss gemäss Rechtsprechung geregelt sein, in welchen Fällen Normalbesetzung unterschritten werden darf.



Rechtsprechung des Bundesgerichts zur richterlichen Unabhängigkeit
Informationsstand  22.05.2017

Seite 5 von 48

ART DES VERFAHRENS INHALTSANGABE REFERENZ DATUM L

Schweizerische StPO 1B_86/2015 21.07.2015 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_467/2014 29.05.2015 d

Schweizerische StPO 1B_418/2014 15.05.2015 d

Schweizerische StPO 1B_405/2014 12.05.2015 d

Schweizerische StPO BGE 141 IV 178 27.04.2015 d

Zivilprozess  BGE 141 III 210 09.04.2015 d

BGE 141 I 78 30.03.2015 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_723/2014 24.03.2015 f

6F_29/2014 17.02.2015 d

Schweizerische StPO 28.01.2015 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_531/2014 23.01.2015 d

Eine vorbestehende und sich nicht erst im Laufe des Berufungsverfahrens ergebende Befangenheit eines Mitglieds des Gerichts 
gegenüber einem von mehreren Beschuldigten stellt keinen sachlichen Grund für Verfahrenstrennung dar. In solchen Fällen ist 
ein neuer (unbefangener) Verfahrensleiter einzusetzen, der das Verfahren gegen sämtliche Beschuldigten gemeinsam führt.

Selbstständig eröffneter kant. Entscheid, welcher Ausstandsbegehren gegen Gerichtsgutachter abweist: Zwischenentscheid (Art. 
92 BGG). Regelmässiger Beizug von Gutachtern, Anzahl der beim selben Arzt in Auftrag gegebenen Gutachten sowie daraus re-
sultierende Honorarvolumen: Per se kein Ausstandsgrund, dies gilt für Administrativ- und Gerichtsgutachten.

Vorinstanz ist auf Ausstandsbegehren nicht eingetreten wegen Rechtsmissbräuchlich- bzw. unbegründetheit (vom Ausstandsge-
such betroffener Kantonsrichter wirkte am Entscheid mit). Zurückhaltung bei Annahme einer Verwirkung des grundrechtlichen An-
spruchs auf Ablehnung befangener Richter wegen mangelnder Substanziierung des Ausstandsbegehrens/Rechtsmissbrauchs.

Pauschale Unterstellung eines Strafanzeigers, sämtliche Staatsanwälte seien wegen organisatorischer Verbandelung mit Polizei-
korps (oder gar aufgrund angeblicher rassistischer Neigungen) zum Vornherein nicht fähig, Strafanzeige gegen Polizisten wegen 
des Vorwurfs gewalttätiger rassistischer Übergriffe zu behandeln, genügt nicht, um Staatsanwälte in Ausstand zu schicken.

Ausstandspflicht der beiden verfahrensleitenden Staatsanwälte wegen wiederholter und krasser Verfahrensfehler bejaht.

Ordre-public-Einwand der Beschwerdeführerin, die bewusst eine Zuständigkeitsvereinbarung zu Gunsten der russischen Gerichte 
eingegangen ist und dann erstmals im Anerkennungsverfahren in der Schweiz pauschale Korruptionsvorwürfe gegen die russi-
schen Gerichte erhoben hat, ist offenbar rechtsmissbräuchlich und verdient keinen Rechtsschutz.

Bundesgerichtliches Verfahren 

Ausstandsgründe, wenn ein ehemaliger nebenamtlicher Bundesrichter Beschwerde erhebt; Bestätigung der Rechtsprechung, wo-
nach die blosse Kollegialität unter Gerichtsmitgliedern keine Ausstandspflicht begründet.

Die Frage, ob  die IV aufgrund der Anforderungen von Art. 70 der Vo (EU) Nr. 883/2004, den Export der ausserordentlichen Rente 
und der Hilflosenentschädigung ablehnen kann, kann vom Bundesverwaltungsgericht nicht summarisch durch den Einzelrichter 
entschieden werden.

Bundesgerichtliches Verfahren 

Ausstandsgrund der Vorbefassung: Erfordernis der Tätigkeit in der gleichen Sache: Befangenheit eines Bundesrichters, der auch 
Mitglied der Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft ist, in casu verneint.

Die Begutachtung dreier Mittäter durch denselben Sachverständigen begründet keinen Anschein der Befangenheit, solange die-
ser sich bei der Erstellung des Gutachtens über die einen Exploranden nicht in einer Weise festlegt, die ihn in seiner Freiheit bei 
der Beurteilung der andern beeinträchtigt. BGE 141 IV 34   

  
Anschein der Befangenheit einer medizinischen Sachverständigen: Rät diese der IV-Stelle ein Vorgehen, das bessere  Prozess-
aussichten verspricht, erweckt dies objektiv den Anschein mangelnder Unparteilichkeit. 
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Verwaltungsverfahren 2C_695/2014 16.01.2015 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_699/2014 15.01.2015 i

Schiedsgerichtsbarkeit 4A_598/2014 14.01.2015 f

Zivilprozess  5A_523/2014 13.01.2015 d

Schweizerische ZPO 4A_519/2014 08.01.2015 f

Schweizerische StPO 10122/14 16.12.2014 f

4F_12/2014 15.12.2014 f

Zivilprozess  4A_473/2014 11.12.2014

2E_2/2013 30.10.2014 f

Verwaltungsgerichtsverfahren 1C_858/2013 21.10.2014 i

Schweizerische ZPO 4A_388/2014 24.09.2014 d

Ausstandsbegehren gegen Personen von Swissmedic im sog. Vorbescheidverfahren. Dass die Sachbearbeiter der Verwaltung 
einen andern materiellen Standpunkt einnehmen als der Beschwerdeführer, kann kein Grund für Befangenheit sein.

Einzelrichterentscheid: Die Entscheidungsbefugnis des Einzelrichters gestützt auf das Recht des Kantons Tessin ist verfassungs- 
und EMRK-konform.

Schiedsrichter müssen die grundrechtlichen Garantien der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit erfüllen, wobei dem Wesen der 
Schiedsgerichtsbarkeit Rechnung zu tragen ist.

Für die Frage der ordnungsgemässen Besetzung des Gerichts kommt es nicht auf den Zeitpunkt an, in dem ein Urteilsvorschlag 
verfasst oder die Zustimmung zu einem solchen erteilt wird, sondern einzig auf denjenigen Zeitpunkt, in dem das Urteil gefällt 
wird. 

Der Umstand, dass der Anwalt der Gegenpartei Mitglied der parlamentarischen Kommission für die Wahl der Kantonsrichter ist, ist 
nicht geeignet, um an der Unabhängigkeit der Kantonsrichter zu zweifeln. 

Fair Trial im strafprozessualen Berufungsverfahren, Unparteilichkeit des Gerichts. In casu keine EMRK-Verletzung.

Bundesgerichtliches Verfahren 

Ausstandsbegehren gegen einen Nebenamtlichen Bundesrichter, der vor etlichen Jahren als Rechtsvertreter einer Partei aufge-
treten ist.

Veränderung des Spruchkörpers im Verlaufe des Verfahrens. Vorliegen ausreichend sachlicher Gründe für den Austausch zweier 
Richter im Verlaufe des hängigen Verfahrens bejaht.

Bundesgerichtliches Verfahren 

Schadenersatz- und Genugtuungsklage vor Bundesgericht gegen Bundesrichter wegen gerügter Handlungen oder Unterlassun-
gen derselben. Form der Urteilsveröffentlichung; offensichtlich prozessunfähiger Kläger.

Einzelrichterentscheid in Strassenverkehrsangelegenheiten: Das Recht des Kantons Tessin kennt eine genügende Rechtsgrund-
lage für den Einsatz eines Einzelrichters. Angesichts der Tragweite des vorliegenden Falles wäre das Verwaltungsgericht indes 
gehalten gewesen, in ordentlicher Zusammensetzung zu entscheiden.

Ausstandspflicht eines Ersatzrichters, der bei verschiedenen Gerichtsbehörden im gleichen Instanzenzug tätig ist. Blosse Kollegia-
lität unter Gerichtsmitgliedern bewirkt keine Ausstandspflicht.



Rechtsprechung des Bundesgerichts zur richterlichen Unabhängigkeit
Informationsstand  22.05.2017

Seite 7 von 48

ART DES VERFAHRENS INHALTSANGABE REFERENZ DATUM L

Schweizerische ZPO 5A_254/2014 05.09.2014 f

Schweizerische ZPO 5A_283/2014 03.09.2014 d

Schiedsgerichtsbarkeit 4A_606/2013 02.09.2014 f

Verwaltungsverfahren BGE 140 I 271 22.08.2014 f

Sozialversicherungsverfahren 9C_718/2013 12.08.2014 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_241/2014 08.07.2014 d

Strafprozess   56925/08 01.07.2014 f

Schweizerische StPO 1B_188/2014 01.07.2014 d

Verwaltungsverfahren BGE 140 I 326 26.06.2014 d

Schweizerische ZPO 4A_37/2014 24.06.2014 d

Verwaltungsgerichtsverfahren BGE 140 I 240 13.06.2014 d

Ausstand eines Sachverständigen in Kindesschutzangelegenheiten: Anwendung der Schweizerischen ZPO als subsidiäres kan-
tonales Recht. Kognition des Bundesgerichts.

Ausstandsbegehren eines im Wahlkampf um eine Bezirksrichterstelle unterlegenen Beschwerdeführers gegen seine sämtlichen 
Mitkandidaten im Rahmen eines betreibungsrechtlichen Aufsichtsbeschwerdeverfahrens. 

Internationale Schiedsgerichtsbarkeit: Verfahrensfehler oder eine materiell fehlerhafte Entscheidung genügt nicht zur Begründung 
des Anscheins der Befangenheit eines Schiedsgerichts.

Steuerrekurskommission des Kantons Wallis: Die Garantie des unabhängigen und unparteiischen Gerichts gilt auch für den  
Schreiber dieser Kommission. Verspätete Geltendmachung des objektiv bestehenden Unvereinbarkeitsgrundes.

Zwar mag erklärungsbedürftig bleiben, weshalb eine medizinische Abklärung in einer weit entfernten Gutachterstelle durchgeführt 
werden soll. Ein formeller Ausstandsgrund liegt darin aber nicht.

Der Umstand, dass der Beschwerdeführer und die kantonale Richterin vor 20 Jahren zeitweise gleichzeitig dem Kantonsparla-
ment angehört haben, begründet für sich alleine noch keinen Ausstandsgrund.

Schädigung der Unschuldsvermutung. Verurteilung eines Journalisten wegen Verbreitung von Informationen, die der strafprozes-
sualen Geheimhaltung unterlagen: Verletzung der Meinungsäusserungsfreiheit.

Beruft sich die den Ausstand eines Richters beantragende Partei zur Begründung ausdrücklich auf ein bei der betreffenden Be-
hörde hängiges Parallelverfahren und weist die Behörde das Gesuch ab, ohne zuvor diese Akten beizuziehen, so verletzt sie den 
Anspruch auf rechtliches Gehör.

Befangenheit von Gemeinderatsmitgliedern, die einem Preisgericht mitgewirkt haben, im Einspracheverfahren über das gleiche 
Bauvorhaben.

Befangenheit des Richters bei Offenlegung gerichtsnotorischen Wissens zum Prozessthema anlässlich einer Referentenaudienz. 
Amtsgeheimnis; rechtliches Gehör der Parteien. In casu keine Verletzung der richterlichen Neutralität.

Ein Richter bzw. eine Richterin. kann nicht über Entscheide einer Behörde urteilen, wenn seine Ehefrau bzw. ihr Ehemann als 
Chef oder Chefstellvertreter ebendieser Behörde diese Entscheide veranlasst hat. 
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Verwaltungsverfahren 2C_1216/2013 27.05.2014 f

Schweizerische ZPO

Regelung der funktionellen Zuständigkeit für den Ausstandsentscheid in der Schweizerischen ZPO.

5A_194/2014 21.05.2014 d

Schweizerische ZPO BGE 140 III 221 20.05.2014 d

Verwaltungsverfahren 8C_849/2013 19.05.2014 d

Schweizerische StPO 1B_67/2014 31.03.2014 f

Schweizerische ZPO 5A_918/2013 28.02.2014 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_636/2013 20.02.2014 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_499/2013 20.02.2014 f

4F_20/2013 11.02.2014 d

Schweizerische ZPO

Gerichtliche Fragepflicht: richterliche Unparteilichkeit, Gleichbehandlung der Parteien, Verhandlungsmaxime

4A_444/2013 05.02.2014 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_821/2013 29.01.2014 d

Anschein der Befangenheit eines Mitglieds einer Rekurskommission in Sachen Berufsexamen verneint, wenn es dieselbe Berufs-
tätigkeit ausübt, die auch der Prüfling und in derselben Gegend auszuüben gedenkt. Anschein der Befangenheit indes bejaht, 
wenn zwischen Kommissionsmitglied und Prüfling ein Therapeut-Patient-Verhältnis bestanden hat.

Anschein der Befangenheit einer Oberrichterin wegen besonderer Nähe ihre Ehemannes und ihres Schwagers zu einer mit einer 
Verfahrenspartei eng verbundenen Person.

Es ist willkürlich anzunehmen, ein im öffentlichen Personalrecht gesetzlich vorgeschriebenes Schlichtungsverfahren entfalle er-
satzlos, weil die vorgesehene Person des Schlichters befangen und damit im Ausstand ist.

Rückweisung an die Vorinstanz, damit sie neu entscheide. Der neue Entscheid kann in derselben Zusammensetzung erfolgen; 
nur in Ausnahmefällen ist durch einen solchen Rückweisungsentscheid ein  Ausstandsgrund gegeben.

Für das Beschwerdeverfahren betreffend eine Kostenvorschussverfügung darf die Beschwerdeinstanz auch dann einen Kosten-
vorschuss fordern, wenn der angefochtene Vorschuss für die Behandlung eines Ausstandsgesuchs verlangt wurde.

Im Einspracheverfahren lässt sich kein allgemeiner Ausstandsgrund begründen, nur weil eine bestimmte Person sich bereits mit 
der Sache befasst hat; dies ist nicht nur zulässig, sondern kommt bei dieser Art des originären Verwaltungsverfahrens häufig vor.

Ausstandsbegehren gegen eine IV-Stelle und ihre Mitarbeiter. Kein Anschein der Befangenheit, wenn die Gesamtheit der ange-
ordneten Abklärungsmassnahmen objektiv begründbar sind.

Bundesgerichtliches Verfahren 

Revisionsgrund der Verletzung der Vorschriften über die Besetzung des Gerichts.

Kantonales Recht SO: Anhörung der abgelehnten Gerichtsperson im Zusammenhang mit der Androhung einer reformatio in pei-
us.
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Sozialversicherungsverfahren 8C_596/2013 24.01.2014 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_596/2013 24.01.2014 d

Verwaltungsgerichtsverfahren BGE 140 II 141 23.01.2014 f

Schweizerische ZPO 5A_579/2013 11.11.2013 d

Schweizerische ZPO 5A_605/2013 11.11.2013 d

Schweizerische ZPO BGE 139 III 466 28.10.2013 d

Schweizerische StPO 1B_51/2013 27.09.2013 f

Patentgerichtsverfahren BGE 139 III 433 27.08.2013 d

5A_422/2023 08.08.2013 d

Baubewilligungsverfahren 1C_77/2013 19.07.2013 d

8F_5/2013 09.07.2013 d

Ausstandsgrund bei medizinischem Gutachter: kein Anschein der Befangenheit, wenn der medizinische Experte eine früher ge-
stellte Diagnose hinterfragt.

Dass der medizinische Experte eine früher gestellte ärztliche Diagnose hinterfragt und sich zur Plausibilität der geklagten Be-
schwerden sowie zu allfälligen krankheitsfremden Gründen für diese äussert, lässt ihn nicht als befangen erscheinen.

Das Bundesgericht prüft die Korrektheit der kantonalrechtlich geregelten Zusammensetzung der Vorinstanzen nur, wenn eine ent-
sprechende Rüge erhoben worden ist; es unterlässt dies, wenn - wie hier - die Beschwerdeführer ausdrücklich darauf verzichtet 
haben.

Es gibt kein Tätigkeitsverbot für die abgelehnte Gerichtsperson, nachdem das Ausstandsbegehren gegen sie abgewiesen, aber 
die Rechtsmittelfrist gegen den Ausstandsentscheid noch nicht abgelaufen und auch noch kein entsprechendes Rechtsmittel er-
hoben worden ist.

Es können nur Personen abgelehnt werden, die die Entscheidfindung beeinflussen, nicht aber beliebige Hilfspersonen des Ge-
richts. Die abgelehnte Gerichtsperson darf grundsätzlich am Ausstandsentscheid, der sie betrifft, nicht mitwirken; Ausnahmen im 
Geltungsbereich des BGG.

Rechtsmittel bei Entdeckung eines Ausstandsgrundes nach Abschluss des Verfahrens: Beschwerde oder Revision ?

Entschädigung für die Wiederholung des Verfahrens nach Gutheissung des Ausstandsgesuchs.

Anschein der Befangenheit eines nebenamtlichen Richters (Patentanwalt) am Bundespatentgericht.

Bundesgerichtliches Verfahren 

Die Abweisung des Antrags, sämtliche laufenden Verfahren, an denen eine bestimmte Richterin beteiligt ist, bis zum rechtskräfti-
gen Urteil über das Ausstandsbegehren zu sistieren, ist ein Zwischenentscheid.

Gutachten einer unabhängigen Fachperson zum Arealbebauungsgesuch; Zeitpunkt, in dem Befangenheitsgründe gegen den 
Gutachter vorgebracht werden können.

Bundesgerichtliches Verfahren 

Alleine der Umstand, dass eine Richterperson ihr Rechtsstudium an einer bestimmten Universität absolviert hat, vermag keine be-
sondere Beziehungsnähe zu dieser (als in casu Verfahrenspartei) zu begründen: kein Anschein der Befangenheit.
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Sozialversicherungsverfahren BGE 139 V 349 03.07.2013 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_978/2012 20.06.2013 d

Verwaltungsverfahren 1C_413/2012 14.06.2013 d

Sozialversicherungsverfahren

Grundsätze und bundesgerichtliche Hinweise zur Mitwirkung eines Fachrichters.

8C_53/2013 14.06.2013 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_689/2012 06.06.2013 f

Schweizerische StPO 6B_20/2013 03.06.2013

Schweizerische StPO 1B_137/2013 17.05.2013

Sozialversicherungsverfahren 9C_799/2012 16.05.2013 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_836/2012 15.05.2013 f

Sozialversicherungsverfahren 9C_970/2012 23.04.2013 d

Schweizerische StPO

Ausstand wegen Feindschaft zwischen Richter und Parteivertreter bejaht.

1B_664/2012 19.04.2013 d

Medizinische Begutachtung: Auftragsvergabe nach dem Zufallsprinzip ist auf polydisziplinäre Gutachten beschränkt. Die übrigen 
rechtsstaatlichen Anforderungen sind auf mono- und bidisziplinäre medizinische Begutachtungen sinngemäss anwendbar.

Frage der Befangenheit eines Arztes, der zuerst im Auftrag der SUVA und später für die Invalidenversicherung medizinische Ab-
klärungen vornimmt.

Ausstandspflicht einer Amtsperson im Baubewilligungsverfahren; Reflexwirkung auf einen Teil des Entscheidgremiums; Vorwurf 
der Querulanz im Vorfeld des Entscheides.

Ausstandsbegehren gegen einen medizinischen Experten im Verfahren der IV zufolge seiner früheren Tätigkeit bei einem Kran-
kentaggeldversicherer nach VVG.

Ausstand eines Strafrichters, gegen welchen die Verfahrenspartei Strafanzeige erstattet hat. Ob diese Strafanzeige zu einem An-
schein der Befangenheit führt, hängt von der Reaktion des Richters ab.

Ausstand eines Richters, der an einem früheren Verfahren, einen andern Beschuldigten betreffend, aber z.T. gestützt auf identi-
sche Sachverhaltsmomente, teilgenommen hat. 

MEDAS: Frei praktizierende Ärzte, die nebenberuflich gutachtlich tätig sind; wirtschaftliche Abhängigkeit gegenüber der Medizini-
schen Abklärungsstelle der IV verneint

Recht auf rechtmässige Besetzung der kantonalen Beschwerdeinstanz; Richter, der die kantonalrechtliche Wahlvoraussetzung 
des Wohnsitzes im Kanton nicht mehr erfüllt.

Frage der Befangenheit eines medizinischen Sachverständigen, der wegen eines Vorkommnisses im Zusammenhang mit einer 
früheren Begutachtung vor Gericht steht
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Disziplinarverfahren TI 2C_55/2013 16.04.2013 i

Sozialversicherungsverfahren BGE 139 I 121 12.04.2013 d

Schweizerische ZPO

Ausstand des oberinstanzlichen Richters in einer Sache, bei der er das erstinstanzliches Urteil aufgehoben hatte.

4A_510/2012 09.04.2013 f

Verwaltungsgerichtsverfahren 1C_390/2012 26.03.2013 d
Ausstandsbegehren sind unverzüglich einzureichen.

8C_41/2013 15.03.2013 d

Schweizerische ZPO BGE 139 III 120 26.02.2013 f

Schweizerische StPO 1B_712/2012 18.02.2013 f

Zivilprozess  

Ausstand eines Richters, der sich gegenüber der Presse zu einem laufenden Verfahren geäussert hat.

4A_625/2012 22.01.2013 d

Schweizerische ZPO 5A_448/2012 17.01.2013 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_701/2012 15.01.2013 d

SchKG-Verfahren 5A_421/2012 20.12.2012 d

Unabhängigkeit der Tessiner Rekurskommission in Sachen Aufsicht über die Rechtspflege und das Notariatswesen.

Ausstandsbegehren gegen sämtliche Mitglieder eines Gerichts zufolge des Umstands, dass ein Parteivertreter in Drittverfahren 
am Gericht ein Ersatzrichteramt bekleidet. Blosse Kollegialität unter Gerichtsmitgliedern begründet keine Ausstandspflicht.

Gesuch an das Bundesverwaltungsgericht um Einsicht in ein Urteil der Asylrekurskommission mit Bekanntgabe des Spruchkör-
pers: Zulässigkeit von Anonymisierungen und Abdeckungen; Grundsatz der Justizöffentlichkeit; Archivierung.

Bundesgerichtliches Verfahren 
Objektive Befangenheit eines Beisitzers des Mietgerichts, welcher als Anwalt in einem andern hängigen Verfahren die Gegenpar-
tei einer der Parteien vertritt. Entdeckung des Ausstandsgrundes erst nach Urteilseröffnung, aber innerhalb der Rechtsmittelfrist.

Die Reaktion eines Sachverständigen auf ein gegen ihn gerichtetes Ausstandsbegehren bildet nicht automatisch einen Aus-
standsgrund, es sei denn, diese Reaktion sei unverhältnismässig.

Unabhängigkeit der Rekurskommission des Obergerichts des Kantons Zürich; Überprüfung eines  erstinstanzlichen Entscheids 
betr. Ablehnung eines Bezirksrichters

Kein objektiver Anschein von Befangenheit, wenn sich zwei ehemalige Arbeitskollegen (Gerichtsschreiber) im amtlichen Verkehr 
duzen, sofern keine über ein kollegiales Verhältnis hinausgehende Beziehung besteht.

Pauschale Ausstandsbegehren sind im Grundsatz missbräuchlich und unbeachtlich; Überweisungspflicht der Aufsichtsbehörden
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Baubewilligungsverfahren

Voreingenommenheit der Baubewilligungsbehörde; informelle Kooperation zwischen Bauherrschaft und Baubewilligungsbehörde

1C_100/2012 16.10.2012 d

Schweizerische ZPO 4A_217/2012 09.10.2012 d

Schweizerische ZPO BGE 138 I 406 09.10.2012 d

Schiedsgerichtsbarkeit 4A_110/2012 09.10.2012 f

Schweizerische StPO BGE 138 IV 222 04.10.2012 d

Verwaltungsgerichtsverfahren 2D_49/2011 25.09.2012 d

Schweizerische StPO

Ausstand eines Richters wegen Zugehörigkeit zu einer politischen Partei ?

1B_460/2012 25.09.2012 d

Schweizerische StPO BGE 138 I 425 30.08.2012 f

5A_374/2012 16.08.2012 d

Sozialversicherungsverfahren BGE 138 V 318 13.08.2012 d

Verwaltungsgerichtsverfahren 2C_991/2011 18.07.2012 d

Rechtzeitige Geltendmachung von Ausstandsgründen; Kenntnis davon, dass der abgelehnte Richter als nebenamtlicher Richter 
bei der Vorinstanz tätig war.

Befangenheit von nebenamtlichen Richtern: Anwalt, der in einem andern Verfahren eine Gegenpartei einer der Prozessparteien 
vertritt bzw. vertreten hat

Internationale Schiedsgerichtsbarkeit; Zusammensetzung des Schiedsgerichts; wiederholte Wahl des selben Schiedsrichters 
durch dieselbe Partei in derselben Rechtsfrage; verspätetes Ausstandsbegehren.

Ausstandsgesuch gegen einen (als Strafverfolgungsbehörde tätigen) Polizeibeamten. Die betroffene Person muss grundsätzlich 
zum Ausstandsgesuch Stellung nehmen.

Vorbefassung eines Gerichtsmitglieds dadurch, dass es zuvor in der Kanzlei des einen  Parteivertreters tätig war ? Zulässigkeit 
eines Ad-hoc-Einsatzes des Gerichtsmitglieds in einer Schwesterabteilung ?

Entscheidet der Präsident des Berufungsgerichts, die in Haft zu setzende Person vorführen zu lassen, muss er deswegen für den 
Sachentscheid nicht in den Ausstand treten.

Bundesgerichtliches Verfahren 

Verfahrensmassnahmen eines Richters oder ein materiell falscher Entscheid vermögen in der Regel keinen objektiven Verdacht 
der Befangenheit zu bewirken. Begründung des Ausstandsbegehrens durch blossen Verweis auf Ausführungen andernorts ist un-
zulässig.

Anordnung einer Begutachtung in der obligat. Unfallversicherung: Anwendbarkeit der in BGE 137 V 210 für die IV entwickelten 
Grundsätze auch in der Unfallversicherung. Die formelle Ablehnung eines Sachverständigen kann nicht allein mit strukturellen 
Umständen begründet werden.

Ausstandsgesuch gegen Gutachter: Wer als Richter in den Ausstand treten müsste, kann auch nicht als Sachverständiger mitwir-
ken.
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Schiedsgerichtsbarkeit 4A_54/2012 27.06.2012 d

Schweizerische ZPO 4A_3/2012 27.06.2012 d

Schweizerische ZPO BGE 138 III 705 22.06.2012 d

Schweizerische StPO

Ausstand eines Staatsanwalts, an den die Sache nach der Aufhebung einer Einstellungsverfügung zurückgewiesen worden ist.

BGE 138 IV 142 08.06.2012 f

Schweizerische StPO

Ausstand eines Sachverständigen, der in einem eigenen Verfahren durch denselben Anwalt vertreten war wie der Angeklagte.

1B_243/2012 09.05.2012 f

Sozialversicherungsverfahren BGE 138 V 271 09.05.2012 d

Schweizerische ZPO 4A_158/2012 07.05.2012 d

Schweizerische ZPO 5A_109/2012 03.05.2012 d

Schiedsgerichtsbarkeit BGE 138 III 270 02.05.2012 f

Schweizerische ZPO 5A_9/2012 30.04.2012 d

Handelsgerichtliches Verfahren 4A_39/2012 23.04.2012 d

Internationale Schiedsgerichtsbarkeit: Reaktion der Schiedsrichter, an welche das Bundesgericht die Sache zu neuerlicher Prü-
fung zurückgewiesen hat, als Ausstandsgrund ?

Ausstand eines Mitgliedes der Mietschlichtungsbehörde, welches bei einer Liegenschaftsverwaltung angestellt ist, die in einem 
andern Prozess als Gegenpartei des Rechtssuchenden auftritt.

Sistierung des Verfahrens ohne Rücksicht auf Art. 203 Abs. 4 ZPO bis zum Entscheid des Bundesgerichts über ein Ausstandsbe-
gehren.

Anordnung einer Begutachtung in der Invalidenversicherung. Die formelle Ablehnung eines Sachverständigen kann nicht allein mit 
strukturellen Umständen begründet werden.

Gegenstandslosigkeit des Ausstandsgesuchs, wenn das betroffenen Gerichtsmitglied bereits selber und explizit seinen Ausstand 
erklärt hat.

Ausstand aller Gerichtspersonen in ihrer Eigenschaft als Versicherte einer Vorsorgeeinrichtung des Staatspersonals im Prozess 
eines Dritten gegen dieselbe Pensionskasse, die sich in finanziellen Schwierigkeiten befindet: kein Anschein der Befangenheit. 

Internationale Schiedsgerichtsbarkeit; Anfechtung der Zusammensetzung des Schiedsgerichts, nachdem der staatliche Richter 
über ein Ablehnungsbegehren entschieden hat.

Entscheide betreffend Ausstand und Kostenvorschuss stellen Zwischenentscheide dar, die mit Beschwerde nach ZPO angefoch-
ten werden können.

Befangenheit eines Richters der vor Jahren Teil der Geschäftsführung des beklagten Privatversicherers war oder mit dieser enge 
Geschäftsbeziehungen unterhielt ?
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Schweizerische StPO 1B_188/2012 19.04.2012 d

Verwaltungsverfahren

Die Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen ist keine gerichtliche Behörde im Sinne von Art. 6 Ziff. 1 EMRK.

BGE 138 I 154 12.04.2012 d

Schweizerische StPO 1B_126/2012 28.03.2012 d

Verwaltungsverfahren 1C_442/2011 06.03.2012 f

EGMR 12245/05 06.03.2012 f

Schweizerische StPO 1B_17/2012 14.02.2012 f

Schweizerische StPO 1B_703/2011 03.02.2012 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_557/2011 01.02.2012 d

Schweizerische ZPO BGE 138 I 1 31.01.2012 f

Verwaltungsverfahren 2C_831/2011 30.12.2011 f

Schweizerische StPO 6B_621/2011 19.12.2011 f

Die Aufgabe des Zwangsmassnahmengerichts wird im Kanton BS turnusgemäss von Strafgerichtspräsidenten als Einzelgericht 
wahrgenommen. Bei Anwendung geeigneter Ausstandsregelungen führt dies nicht zu unzulässiger Vorbefassung.

Neuerliches Haftverlängerungsgesuch der Staatsanwaltschaft; Zuständigkeit des Zwangsmassnahmengerichts zum Entscheid; 
Anspruch auf das gesetzliche Gericht

Stellungnahmen einer Regierungs- oder andern Behörde im Zuge ihrer normalen Aufgabenerfüllung begründen keinen Anschein 
der Befangenheit hinsichtlich eines späteren Verfahrens, in dem die fragliche Behörde als Entscheidinstanz auftritt, und bilden 
keinen Ausstandsgrund.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Unabhängigkeit der haftanordnenden Magistratspersonen, in casu des des Eidgenössischen Untersuchungsrichters (nach altem 
Recht).

Ausstandsbegehren müssen in der Amtssprache des Kantons abgefasst sein. Nachfrist zur Übersetzung.

Die Prüfung der Anklage geht nicht über die in jedem Strafverfahren unumgänglichen ersten Vorkehrungen hinaus und begründet 
keine Ausstandspflicht

Entscheidkompetenz bezüglich eines Ausstandsbegehrens gegen sämtliche Mitglieder des Gerichts, wenn einer der prozessie-
renden Rechtsvertreter an diesem Gericht Ersatzrichter ist.

Ausstand eines Kammerpräsidenten des Mietgerichts; Richter war ehedem Anwalt des Mieterverbandes; Freundschaft oder 
Feindschaft zwischen einem Richter und einem Anwalt als Ausstandsgrund. Übergangsrecht.

Stellungnahmen einer Behörde im Zuge ihrer normalen Aufgabenerfüllung begründen keinen Anschein der Befangenheit hinsicht-
lich eines späteren Verfahrens, in dem die fragliche Behörde als Entscheidinstanz auftritt, und bilden keinen Ausstandsgrund.

Ausstand eines Behördenmitglieds, welches an der Vollstreckung eines Urteils beteiligt ist, in casu im Verfahren zur bedingten 
Entlassung
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Verwaltungsverfahren BGE 138 II 77 09.12.2011 d

Schweizerische StPO 1B_488/2011 02.12.2011 f

Sozialversicherungsverfahren 9C_746/2011 22.11.2011 d

Schweizerische StPO

Anspruch auf einen unbefangenen Richter: Der Richter darf sich in Bezug auf den Verfahrensausgang nicht verfrüht festlegen.

1B_407/2011 21.11.2011 d

Verwaltungsverfahren BGE 137 I 340 18.11.2011 d

Verwaltungsgerichtsverfahren 2C_381/2010 17.11.2011 d

Schweizerische ZPO 4A_424/2011 02.11.2011 d

Verwaltungsgerichtsverfahren 8C_712/2011 18.10.2011 d

Verwaltungsverfahren 5A_357/2011 07.10.2011 d

Strafprozess, früheres Recht

Friedensrichter als Zeuge im Strafprozess  betr. Ehrverletzungsklage nicht zugelassen

EGMR 4008/05 20.09.2011 f

Zivilprozess, früheres Recht 4A_64/2011 01.09.2011 d

Doppelfunktion der Fachmitglieder der Schätzungskommission als Richter und Sachverständige; Beurteilung des fluglärmbeding-
ten Minderwerts von Renditeliegenschaften

Ausstandsbegehren gegen einen Sachverständigen: Die StPO bezeichnet keine für den Entscheid zuständige Behörde. Lücken-
füllung durch analogieweise Norm-Anwendung.

Garantie des gesetzmässigen Richters: einzelrichterliche Entscheidkompetenz in einfachen Fällen, in casu wenn die Verwaltung 
den Rückweisungsentscheid des nicht umsetzt.

Die Spruchkörperbildung der UBI genügt sowohl den Anforderungen an ein faires Verfahren als auch jenen an den verfassungs-
mässigen Richter

Die korrekte Besetzung der Richterbank muss gesetzlich überprüfbar sein. Steuergericht SO: Beschlussfähigkeit schon bei 5 Mit-
gliedern (statt Normalbesetzung: 7) bedarf einer Regelung.

Binnenschiedsgerichtsbarkeit: Auf der Grundlage der ZPO kann gerügt werden, ein vom Schiedsgericht beigezogener Gutachter 
sei befangen gewesen.

Ablehnung des gesamten Verwaltungsgerichts durch den Zürcher Kantonsrat; Beschwerde gegen einen kantonalen Erlass über 
die Höhe der Besoldung der Mitglieder des Sozialversicherungsgerichts

Ausstand von Mitgliedern einer Verwaltungsbehörde (i.c. Vormundschaftsbehörde) richtet sich nach kantonalem Recht. Ausstand 
nach Rückweisungsentscheid einer oberen Instanz. Heilung des Verfahrensmangels.

Anspruch auf Anrufung eines Ausstandsgrundes verwirkt, wenn der Grund nicht umgehend nach Kenntnisnahme vorgebracht 
wird; Patentstreitigkeit
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Verwaltungsverfahren

Anspruch auf richtige Besetzung der Verwaltungsbehörde; Aufsichtsbehörde über die Rechtsanwälte

BGE 137 II 425 28.07.2011 f

Schweizerische StPO BGE 137 I 209 14.07.2011 d

4A_255/2011 04.07.2011 d

Disziplinarverfahren

Administrative Untersuchung gegen einen Beamten; Ausstand des mit der Untersuchung Beauftragten. 

8C_217/2011 01.07.2011 f

Sozialversicherungsverfahren BGE 137 V 210 28.06.2011 d

Verwaltungsgerichtsverfahren 1C_103/2011 24.06.2011 i

Sozialversicherungsverfahren 8C_828/2010 14.06.2011 d

Strafprozess, früheres Recht 1B_188/2011 01.06.2011 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_140/2011 31.05.2011 d

Verwaltungsverfahren 2C_665/2010 24.05.2011 d

Strafprozess, früheres Recht BGE 137 I 227 04.05.2011 d

Medienfreiheit: Gerichtsberichterstattung über eine nicht öffentliche strafgerichtliche Hauptverhandlung. Verletzung gerichtlicher 
Auflagen durch Journalisten.

Bundesgerichtliches Verfahren 

Anfechtbarkeit eines Zwischenentscheides über die Verwertbarkeit eines Gerichtsgutachtens mit Blick auf die Befangenheit des 
Gutachters

Fair Trial bei der Einholung von Administrativ- und Gerichtsgutachten bei den Med. Abklärungsstellen der IV (MEDAS): Die formel-
le Ablehnung eines Sachverständigen kann nicht allein mit strukturellen Umständen begründet werden 

Ausstandsbegehren gegen das gesamte Gericht; Entscheidkompetenz. Rechtsanwalt ist Mitglied des Parlaments als Wahlbehör-
de des Gerichts.

Ausstand eines Gerichtsschreibers wegen Befangenheit zufolge der Art und Weise seiner Äusserungen in einer jur. Fachzeit-
schrift.

Befangenheit einer Mitarbeiterin des Instituts für Rechtsmedizin der Uni Basel im Verfahren gegen einen Arzt, Titularprofessor mit 
Lehrauftrag.

Publikation einer wissenschaftlichen Arbeit durch einen Richter in einer Fachzeitschrift vermag nicht den Anschein von Befangen-
heit zu erwecken, in einem Fall, in dem sich eine entsprechende Frage stellt. 

Teilweise Personalunion der Mitglieder des Obergerichts und der Mitglieder der Aufsichtskommission über die Rechtsanwälte; Be-
fangenheit ist nicht schon deshalb gegeben, weil ein Mitglied der Kommission Partei- oder Duzkollege eines Oberrichters ist.

Eine Gerichtspraxis, die den Anforderungen an den verfassungsmässigen Richter und die Richterliche Unabhängigkeit nicht ent-
spricht, kann den Anschein der Befangenheit aller Mitglieder eines Spruchkörpers begründen. 
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Schweizerische StPO 1B_131/2011 02.05.2011 d

31351/06 26.04.2011 f

8C_1020/2010 14.04.2011 d

Verwaltungsverfahren 2C_865/2010 13.04.2011 d

Verwaltungsverfahren 2D_29/2009 12.04.2011 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_820/2010 22.03.2011 d

Handelsgerichtliches Verfahren 4A_97/2011 22.03.2011 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_781/2010 15.03.2011 d

Verwaltungsverfahren

Berichtigung eines fehlerhaften Rubrums, das lediglich vier der fünf mitwirkenden Richter aufführt.

2C_795/2010 01.03.2011 d

Zivilprozess, früheres Recht 5A_895/2010 21.02.2011 d

Handelsgerichtliches Verfahren 4A_485/2010 03.02.2011 d

Die Tatsache, dass der Strafrichter ehemals Mitarbeiter des kantonalen Justizdepartementes war, bildet keinen Ausstandsgrund 
im Sinne von Art. 56 lit. b StPO

Bundesgerichtliches Verfahren 

EGMR bejaht die Unparteilichkeit des Bundesgerichts in einem Fall, wo einer der Bundesrichter in seiner  früheren Funktion als 
kantonaler Richter in einer Rechtssache des Beschwerdeführers mitgewirkt hat. 

Bundesgerichtliches Verfahren 

Ein Nichteintretensentscheid auf die Rüge, die Begutachtungsstelle stehe in Abhängigkeit zur SUVA, ist faktisch ein Zwischenent-
scheid über ein Ausstandsbegehren.

Öffentliches Vergabeverfahren: faktische Übertragung der Prüfungs- und Entscheidungsbefugnis an eine informelle Arbeitsgrup-
pe: unrichtige Zusammensetzung der Behörde.

Anwaltsprüfung, Ausstand eines Prüfungsexperten wegen Befangenheit. Anwaltsprüfungskommission ist kein Gericht, sondern 
eine Verwaltungsbehörde.

Über formelle Ausstandsbegehren ist möglichst vorab und nicht erst zusammen mit dem Entscheid in der Sache zu befinden; 
Ausnahme; Verwirkung des Anspruchs auf eine Zwischenverfügung über den Ausstand

Verwirkung des Anspruchs auf Anrufung eines Mangels in der Besetzung der Richterbank: fehlende Wählbarkeitsvoraussetzung 
eines Wohnsitzes im Kanton.

Befangenheit des Sachverständigen: Grundsätzliches zum Anschein  der Befangenheit infolge von Aussagen des Experten. An-
fechtbarkeit von Zwischenentscheiden über Ausstandsbegehren.

Ausstand einer Gerichtsperson im Scheidungsprozess, wenn sie – nach Durchführung eines Beweisverfahrens - Vergleichsver-
handlungen über die Nebenfolgen der Scheidung geleitet hat ?  

Zürcher Handelsgericht: gesetzlich vorgesehene Zusammensetzung des Spruchkörpers erweckt keinen Anschein der Befangen-
heit oder der Parteilichkeit. 
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Verwaltungsverfahren 2C_643/2010 01.02.2011 d

Verwaltungsverfahren 1C_278/2010 31.01.2011 d

Handelsgerichtliches Verfahren BGE 137 I 1 17.01.2011 d

1B_224/2010 11.01.2011 d

Zivilprozess, früheres Recht

Das Schweizerische Recht kennt das Prinzip der Unabhängigkeit des Zivilrichters im Verhältnis zur Strafgerichtsbarkeit

6B_724/2010 04.01.2011 f

Sozialversicherungsverfahren 9C_968/2009 15.12.2010 f

Verwaltungsgerichtsverfahren 1C_9/2010 14.12.2010 i

Schiedsgerichtsbarkeit BGE 136 III 605 29.10.2010 d

2C_466/2010 25.10.2010 d
Staatsanwalt, der anstelle eines abgelehnten Staatsanwalts das Dossier übernommen hat

1B_283/2010 07.10.2010 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_254/2010 15.09.2010 d

Ausstandsbegehren gegen ein Mitglied der Kantonsregierung im Zusammenhang mit der Nichterneuerung einer Aufenthaltsbewil-
ligung.

Der Stadtrat Luzern entschied über die Baubewilligung und die Einsprachen, obwohl die Stadt selbst Baugesuchstellerin und 
Grundeigentümerin ist. Keine Verletzung der Ausstandspflichten; keine bundesrechtliche Verpflichtung zur Kompetenzübertra-
gung an eine kantonale Behörde

Zur Wahrung der Unabhängigkeit des Gerichts besteht kein Anspruch auf Bekanntgabe der Taggelder, welche an Richter bezahlt 
werden.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Ausstandsbegehren gegen den untersuchungsführenden Staatsanwalt; Medienmitteilungen, Untersuchungs- und Amtsgeheimnis

Überarztungsprozess: notwendiger Zugang des kontrollierten Arztes zum santésuisse-Datenpool (Vergleichsgruppe) 

TI: Bildung eines ausserordentlichen Gerichts bei Ausstand des gesamten ordentlichen Gerichts; Losziehung auf der Grundlage 
einer 9er-Liste; das Zustandekommen dieser Liste erweckt den Anschein der Parteilichkeit. 

Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Mitglieder eines Schiedsgerichts gelten auch für dessen Präsidenten. Das Bundesgericht 
überprüft die Beachtung dieser Anforderungen, selbst wenn der Schiedsentscheid einstimmig gefällt worden ist. 

Bundesgerichtliches Verfahren 

Zugehörigkeit einer Gerichtsperson zu einer bestimmten  Kirche oder Religionsgemeinschaft stellt für sich alleine keinen Aus-
standsgrund dar; Abweisung des Begehrens um Bekanntgabe der Konfession der Mitglieder des Spruchkörpers

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Gleiche Sachverständige in mehreren Verfahren (UV und IV): Die versicherte Person ist berechtigt, gesetzliche Ausstands- 
und/oder Ablehnungsgründe im Verhältnis zum jeweiligen Versicherungsträger separat geltend zu machen.
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Sozialversicherungsverfahren BGE 136 V 376 09.09.2010 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_107/2010 02.08.2010 d

Schiedsgerichtsbarkeit 4A_233/2010 28.07.2010 f

Zivilprozess, früheres Recht 4A_256/2010 26.07.2010 d

Strafprozess, früheres Recht 6B_373/2010 13.07.2010 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_214/2010 07.07.2010 d

2C_239/2010 30.06.2010 f

Schiedsgerichtsbarkeit 4A_162/2010 22.06.2010 d

Verwaltungsverfahren 2C_36/2010 14.06.2010 d

Schiedsgerichtsbarkeit 4A_458/2009 10.06.2010 f

Sozialversicherungsverfahren 9C_304/2010 12.05.2010 d

Beweistauglichkeit von Administrativgutachten der Medizinischen Abklärungsstellen der IV (MEDAS) unter den Aspekten der Un-
abhängigkeit sowie der Verfahrensfairness und der Waffengleichheit

Ersatzrichterinnen und Ersatzrichter des Sozialversicherungsgerichts des Kantons Zürich können nicht selbständig über ein Ge-
such um unentgeltlche Rechtspflege entscheiden.

Ein ausländischer Schiedsentscheid kann gegen den schweizerischen Ordre public verstossen, wenn er nicht nach den Verfah-
rensgrundsätzen der Bundesverfassung zustandegekommen ist (z.B. Unabhängigkeit und Unparteilichkeit des Schiedsrichters).

Ein Anschein von Befangenheit eines Gerichtsexperten kann sich aus dem Umstand ergeben, dass er zu einer Prozesspartei in 
einer wirtschaftlichen Beziehung einer gewissen Intensität steht oder stand (i.c. Patentanwalt als Sachverständiger).

Die blosse wiederholte Begutachtung durch denselben Sachverständigen vermag für sich allein nicht den Anschein der Befan-
genheit hervorzurufen

Zu prüfende Befangenheit wegen persönlicher Nähe zwischen Gutachter und IV-Stelle

Bundesgerichtliches Verfahren 

Zulässiges Rechtsmittel gegen einen Entscheid über ein Ausstandsbegehren, welches zwei Verfahren betrifft, wovon nur das eine 
unter den Ausnahmekatalog von Art. 83 BGG fällt.

Anspruch auf ein unabhängiges und unparteiisches Schiedsgericht; i.c. persönliches Interesse in der Sache bei einem Einzel-
schiedsrichter bejaht

Ausstandspflicht einer nichtrichterlichen Amtsperson (hier: des Vorsitzenden der Aufsichtsbehörde nach dem BGBB)

Es ist unzulässig, erst im Nachhinein die Zusammensetzung des den Endentscheid fällenden Fussball-Schiedsgerichts zu rügen, 
nur weil seine Mitglieder schon bei Vor- und Teilentscheiden mitgewirkt haben.

Selbst bei einer allfälligen wirtschaftlichen Abhängigkeit der Gutachterstelle von der Invalidenversicherung wäre kein formeller 
Ausstandsgrund im Sinne von Art. 92 BGG anzunehmen.
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Sozialversicherungsverfahren 9C_754/2009 12.05.2010 f

Verwaltungsgerichtsverfahren BGE 136 II 383 05.05.2010 d

Handelsgerichtliches Verfahren BGE 136 I 207 19.04.2010 d

Schiedsgerichtsbarkeit 4A_644/2009 13.04.2010 f

Strafprozess, früheres Recht 1B_365/2009 22.03.2010 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_1022/2009 17.03.2010 d

Verwaltungsverfahren 1C_388/2009 17.02.2010 d

Strafprozess TI, früheres Recht 6B_846/2009 26.01.2010 i

6B_846/2009 26.01.2010 i

Sozialversicherungsverfahren BGE 136 V 117 25.01.2010 d

Schiedsgerichtsbarkeit 4A_256/2009 11.01.2010 d

Nennung des Gerichtsschreibers bzw. der Gerichtsschreiberin auf dem kantonalen Urteil.

Rechtsfolgen der Verletzung der Ausstandspflicht durch einen kantonalen Richter,

Ein abstraktes Feststellungsbegehren, dass ein Gericht in einem bestimmten Verfahren kein unabhängiges und unparteiisches 
Gericht sei, ist unzulässig. Nichtbeachtung von Wählbarkeitsvoraussetzungen

Die Ablehnung eines Ausstandsbegehrens durch eine private Organisation kann nicht mit Sprungrekurs vor Bundesgericht ange-
fochten werden. 

Es ist rechtsmissbräuchlich, jahrelang öffentlich gegen einen Richter zu polemisieren und hinterher zu argumentieren, dieser sei 
nunmehr sicher voreingenommen und damit befangen

Zuständigkeit - im Kanton ZH - des Einzelrichters oder des Kollegialgerichts im Streit über den Anspruch auf unentgeltliche 
Rechtsverbeiständung.

Baubewilligungsverfahren: Beizug eines Bauberaters, welcher einerseits die Bauherrschaft im Rahmen der Bauplanung und an-
derseits die Baukommission mit beratender Stimme beraten hat. Offenlegung des Namens.

Über ein Ausstandsbegehren gegenüber dem gesamten Gericht kann dieses selbst entscheiden, wenn das Begehren grundlos, 
missbräuchlich oder offensichtlich unzulässig ist 

Bundesgerichtliches Verfahren 

Fehlerhafte Eröffnung eines Zwischenentscheids über ein Ausstandsbegehren (fehlende Rechtsmittelbelehrung): Anfechtung mit 
Endentscheid

SUVA: Fachmedizinische Stellungnahmen der Rehaklinik Bellikon sind nicht als Gutachten unabhängiger Sachverständiger zu be-
trachten

Ablehnung eines Schiedsrichters wegen fehlender Unabhängigkeit (mehrmalige Nomination durch eine Partei)
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Sozialversicherungsverfahren

Ablehnung eines medizinischen Sachverständigen wegen Zugehörigkeit zu einer bestimmten religiösen Gemeinschaft

8C_474/2009 07.01.2010 d

Sozialversicherungsverfahren

Ausstandsbegehren (abgewiesen) gegen die Vertrauensärzte einer Krankenkasse, weil diese fachlich nicht zuständig seien.

9C_965/2008 23.12.2009 i

Sozialversicherungsverfahren 9C_893/2009 22.12.2009 d
Gegen die gesamte Abteilung gerichtete Ausstandsbegehren sind unzulässig.

8C_1023/2009 14.12.2009 d

Verwaltungsgerichtsverfahren

Anwaltsprüfungen: Überprüfung der verfahrensmässigen Korrektheit durch ein unabhängiges und unparteiisches Gericht

2D_53/2009 25.11.2009 f

Sozialversicherungsverfahren

Unabhängiges Gutachten notwendig, wenn auch nur geringe Zweifel am Gutachten des SUVA-Kreisarztes bestehen.

8C_439/2009 25.11.2009 d

Strafprozess, früheres Recht 1B_264/2009 18.11.2009 f

Sozialversicherungsverfahren BGE 135 V 465 28.10.2009 d

Verwaltungsverfahren 8C_639/2009 09.10.2009 f

Sozialversicherungsverfahren 8C_425/2009 09.10.2009 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_250/2009 29.09.2009 f

Befangenheit des medizinischen Sachverständigen, der für eine zweite Begutachtung vorgesehen ist.

Bundesgerichtliches Verfahren 

Keine Ausstandspflicht für den Richter, der sich für die Umschreibung des Prozessthemas auf den Inhalt des Rückweisungsent-
scheides des Kassationshofs stützt

Kein förmlicher Anspruch auf versicherungsexterne Begutachtung; eine solche ist jedoch anzuordnen wenn auch nur geringe 
Zweifel an der Zuverlässigkeit und  Schlüssigkeit der versicherungsinternen ärztlichen Feststellungen bestehen.

Administrativverfahren gegen einen Staatsbediensteten: Ausstand des Untersuchungsleiters. Zulässiges Rechtsmittel vor Bun-
desgericht

Ausstand; Unabhängigkeit und Unparteilichkeit von nicht gerichtlichen Behörden. Bei Verwaltungsbehörden gilt ein weniger stren-
ger Massstab an die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit

Urteilsfällung auf dem gerichtsinternen Zirkulationsweg und Öffentlichkeitsprinzip
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Verwaltungsgerichtsverfahren 1C_79/2009 24.09.2009 d

Zivilprozess, früheres Recht 5A_756/2008 09.09.2009 f

Verwaltungsverfahren AG 1C_150/2009 08.09.2009 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_185/2009 19.08.2009 f

Strafprozess, früheres Recht 1B_270/2007 21.07.2009 d

Schiedsgerichtsbarkeit 9C_979/2008 16.07.2009 i

Sozialversicherungsverfahren 8C_91/2009 06.07.2009 d

Verwaltungsgerichtsverfahren 1C_205/2009 02.07.2009 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_837/2008 26.06.2009 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_500/2009 24.06.2009 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_199/2009 09.06.2009 d

Kein Anschein der Befangenheit bei zwei Verwaltungsrichtern und einem Gerichtsschreiber, in einem Verfahren gegen die Uni-
versität, an welcher alle drei  Lehraufträge innehaben.

Ausstandsbegehren gegenüber einem Laienrichter, weil der Anwalt gleichzeitig als Prozessvertreter in einem andern Verfahren 
tätig ist, in welchem dieser Richter als Gegenpartei auftritt.   

Befangenheit der Baukommission wegen unzulässiger Vorbefassung nach erfolgter Voranfrage (systembedingte Mehrfachbefas-
sung)

Urteil unterschrieben durch einen Richter, welcher inzwischen nicht mehr im Amt ist, und im Namen eines Gerichts, welches nicht 
mehr existiert.  

Der Umstand allein, dass ein Richter an einem Urteil mitgewirkt hat, das im Rechtsmittelverfahren aufgehoben wird, schliesst die-
sen grundsätzlich nicht von der Neubeurteilung der zurückgewiesenen Sache aus. In casu liegen indes besondere Umstände vor.

Der Anspruch auf einen unabhängigen und unparteiischen Richter erstreckt sich nicht auf das Verfahren vor der paritätischen Ver-
trauenskommission Tessiner Ärztegesellschaft/santésuisse. 

Einflussnahme einer sich im Ausstand befindlichen Gerichtsperson: Neues Urteil wird mit wortwörtlich identischer Begründung ge-
fällt.

Im Fall einer -Rückweisung steht der am aufgehobenen Entscheid beteiligte Richter bei der Neubeurteilung nicht von vornherein 
unter dem Anschein der Befangenheit.

Mit Bezug auf nebenamtliche  Richter, welche als Ärzte über medizinisches Fachwissen verfügen, ergeben sich keine besonderen 
Anforderungen an die Voreingenommenheit.

Gegen ein med. Begutachtungsinstitut gerichtetes Ausstandsbegehren: Befangen kann nicht die Behörde als solche sein, son-
dern grundsätzlich nur die für eine Behörde tätige Person. 

Verfügungspflicht des Versicherungsträgers bei Ausstandsbegehren gegen eine sachverständige Person.



Rechtsprechung des Bundesgerichts zur richterlichen Unabhängigkeit
Informationsstand  22.05.2017

Seite 23 von 48

ART DES VERFAHRENS INHALTSANGABE REFERENZ DATUM L

Verwaltungsgerichtsverfahren 1C_235/2008 13.05.2009 f

1C_282/2008 07.04.2009 d

6B_882/2008 31.03.2009 d

Strafprozess, früheres Recht 1B_303/2008 25.03.2009 d

Verwaltungsverfahren 2C_732/2008 24.03.2009 d

Verwaltungsverfahren 2D_71/2008 09.03.2009 i
Ermächtigung zur Eröffnung einer Strafuntersuchung gegen einen Oberrichter.

BGE 135 I 113 06.02.2009 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_509/2008 04.02.2009 d

Verwaltungsverfahren 1C_378/2008 27.01.2009 d

1B_282/2008 16.01.2009 f

Zivilprozess, früheres Recht 5A_710/2008 12.01.2009 d

Der Anspruch auf ein durch Gesetz geschaffenes Gericht ist verletzt, wenn ein nicht mehr im Amte befindlicher Richter in der Zu-
sammensetzung des Spruchkörpers aufgeführt wird  und bei der Urteilsfällung mitwirkt.

Bundesgerichtliches Verfahren 

Selbständig eröffneter Zwischenentscheid über ein Ausstandsbegehren; Anfechtung zusammen mit dem gleichentags gefällten, 
aber später eröffneten Endentscheid ?

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Die gleiche Person kann nicht als Staatsanwältin in einem Verfahren die Anklage erheben und in einem weiteren Verfahren, in 
welchem gegen den Verurteilten eine Zusatzstrafe ausgefällt werden soll, als Richterin teilnehmen. Unparteilichkeit gerichtlicher 
Experten.

Ausstandsgrund des besonderen freundschaftlichen oder feindschaftlichen Verhältnisses zwischen Richter und Rechtsvertreter.

Rechtsfolgen des Ausstands eines Direktionsmitglieds des Sekretariats der WEKO auf die Weiterführung des  von ihm eingeleite-
ten Verfahrens.

Anwaltsprüfungen TI: Eine Behörde kann nicht als Rechtsmittelinstanz operieren, wenn sie gleichzeitig Gegenpartei des rechtsu-
chenden Bürgers ist.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Befangenheit von medizinischen Sachverständigen. Kritische Haltung gegenüber der Anwaltskanzlei, welcher der Rechtsvertreter 
angehört. Eine ausgedehnte Gutachtertätigkeit eines Arztes lässt nicht per se auf Voreingenommenheit schliessen.

Ist ein Verwaltungsentscheid unter Verletzung von Ausstandspflichten zustande gekommen, so ist eine Heilung des Mangels im 
Rechtsmittelverfahren ausnahmsweise zulässig.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Ausstand des Staatsanwalts in einer gegen ihn gerichtete Klage wegen falscher Anschuldigung nach erfolgtem Freispruch des 
Angeklagten und späteren Klägers.

Unentgeltliche Rechtspflege für ein Ausstandsverfahren im Rahmen eines Scheidungsverfahrens; zulässiges Rechtsmittel an das 
Bundesgericht
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Sozialversicherungsverfahren 29002/06 08.01.2009 f

Strafprozess, früheres Recht 6B_338/2008 07.01.2009 f
Ausstandsgründe von Art. 34 BGG: Begriff "in der gleichen Sache tätig waren" und "aus andern Gründen befangen sein können".

2C_755/2008 07.01.2009 f

2F_12/2008 04.12.2008 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_629/2008 03.12.2008 d

1B_155/2008 13.11.2008 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_836/2008 30.10.2008 d

SchKG-Verfahren 5A_586/2008 22.10.2008 d

Schiedsgerichtsbarkeit BGE 135 I 14 06.10.2008 d

Strafprozess, früheres Recht 1B_236/2008 11.09.2008 d

Zivilprozess, früheres Recht 5A_156/2008 09.09.2008 f

Die Ablehnung von Beweisanträgen medizinischer Art durch das Eidg. Versicherungsgericht taxiert der EGMR als  Verstoss ge-
gen das Prinzip des Fair Trial

Ein Richter, der sich weigert, in den Ausstand zu treten, und sein  Urteil fällt, ohne den Entscheid der Behörde abzuwarten, die 
über seinen Ausstand zu entscheiden hat, entscheidet somit selbst über das Ausstandsbegehren. Ein solches Vorgehen ist nur 
unter eingeschränkten Voraussetzungen zulässig.

Bundesgerichtliches Verfahren 

Bundesgerichtliches Verfahren 

Unzulässigkeit von untauglich begründeten Ausstandsbegehren; am Entscheid darüber können die abgelehnten Gerichtsperso-
nen mitwirken.

Anschein der Befangenheit des Fachrichters bejaht, weil der Rechtsvertreter gegen den als Fachrichter amtenden Arzt für eine 
andere Klientin einen Zivilprozess wegen eines Behandlungsfehlers führt.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Prüfung der Ausstandspflicht des Untersuchungsrichters nach dem Dahinfallen der von ihm ausgesprochenen Strafverfügung 
(bzw. des Strafbefehls), wenn die Strafuntersuchung weitergeführt wird und allenfalls zum Erlass einer neuen Strafverfügung 
führt.

Keine Befangenheit des Gerichtsschreibers, der während seiner früheren Tätigkeit als Anwalt die fachliche Qualität einer bestimm-
ten Gutachterstelle wiederholt in Frage gestellt hatte und nun am Entscheid über die Beweistauglichkeit eines Gutachtens der 
fraglichen Stelle mitwirkt.

Wenn dasselbe Gericht die  Betreibung und definitive Rechtsöffnung für Gerichtsgebühren vornimmt, verletzt dies die richterliche 
Unabhängigkeit nicht.

Ablehnung eines Schiedsobmannes. Die für die staatlichen Gerichte massgebenden Grundsätze sind auch bei privaten Schieds-
gerichten anwendbar.

Unabhängigkeit und Unparteilichkeit des Gerichts, welches im Anschluss an die$r Urteilsverkündung die sofortige Sicherheitshaft 
des Verurteilten anordnet. 

Personalunion des Scheidungsrichters und des Strafrichters, welcher den  Ehegatten von der Anklage des sexuellen Missbrauchs 
der Tochter freisprach ist EMRK- und Verfassungskonform. Verhältnis zwischen der Frage  des Besuchsrechts des Vaters und 
der Beurteilung der strafrechtliche n Anklage.
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BGE 134 IV 289 29.08.2008 i

Sozialversicherungsverfahren 8C_89/2007 20.08.2008 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_731/2007 20.08.2008 f

8F_3/2008 20.08.2008 d

Strafprozess, früheres Recht 1B_162/2008 13.08.2008 f

Sozialversicherungsverfahren 8C_555/2007 31.07.2008 d

Sozialversicherungsverfahren 9C_275/2008 24.07.2008 d

Strafprozess, früheres Recht 1B_50/2008 24.06.2008 d

Verwaltungsgerichtsverfahren 1C_428/2007 19.06.2008 d

Richterwahlen FR 1D_2/2008 06.06.2008 f

Zivilprozess, früheres Recht 4A_147/2008 26.05.2008 d

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Kommission zur Beurteilung der Gemeingefährlichkeit eines Täters: Die Kommissionszugehörigkeit eines Richters, welcher den 
um bedingte Entlassung ersuchenden Täter verurteilt hat, verstösst nicht gegen die Bundesverfassung. Ablehnung eines Kom-
missionsmitglieds.

Einholung eines Ergänzungsgutachtens oder eines Obergutachtens unter dem Aspekt der Vorbefassung und des Anscheins der 
Befangenheit eines medizinischen Sachverständigen. 

Die Änderung der Zusammensetzung des Gerichts während laufendem Verfahren verstösst nicht gegen das kantonale Recht des 
Kantons Genf, sofern die neu hinzutretenden und  am Urteilsspruch beteiligten Gerichtspersonen die Protokolle der vorangegan-
gen Anhörungen, an denen sie nicht teilgenommen haben,  zur Kenntnis nehmen konnten.

Bundesgerichtliches Verfahren 

Mitglied des übergeordneten richterlichen Spruchkörpers und ein Richter des erstinstanzlichen Gerichts sitzen im selben Stif-
tungsrat.

Unabhängigkeit und Unparteilichkeit des Gerichtsgutachters: Ein Geschäftspartner des Gerichtsgutachters hat für die Partei ein 
Privatgutachten im Rahmen eines anders Strafverfahrens erstellt.

Beispiel für die Prüfung der Befangenheit aufgrund von Erwägungen in einem früheren Urteil (betreffend Rechtsverzögerung) in 
derselben Sache

Zuständigkeit des Kollegialgerichts oder des Einzelrichters je nach -Streitwert. Eine Rechtsverweigerungsbeschwerde hat keinen 
bestimmbaren Streitwert, weshalb nach dem Rechts des Kantons ZH das Kollegialgericht zu deren Beurteilung zuständig ist.

Informationssitzung des Präsidenten des Kantonsgerichts (Appellationsinstanz) mit dem Präsidenten des Strafgerichts und des-
sen Gerichtsschreiber nach der mündlichen Eröffnung des erstinstanzlichen Urteils, ohne die Parteien darüber zu informieren. 

Ein Richter, dessen Tochter das Anwaltspraktikum in der Kanzlei des Rechtsvertreters der Gegenpartei absolviert, erscheint ob-
jektiv nicht als befangen, sofern keine Hinweise auf eine Verfahrensbeteiligung der Tochter erkennbar sind.

Wenn das kantonale Parlament den Richter vorbehaltlos und in Kenntnis des geltend gemachten Unvereinbarkeitsgrundes souve-
rän gewählt hat, kann die Gerichtskommission diesen Entscheid nicht in Wiedererwägung ziehen.

Wenn die abgelehnten Gerichtsperson ihre Stellungnahme im Ausstandsverfahren verspätet einreicht oder auf eine solche ver-
zichtet, darf nicht ohne weiteres auf Anerkennung der Ausstandsgründe und der Rechtzeitigkeit des Ausstandsbegehrens durch 
dieselbe geschlossen werden.
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Zivilprozess, früheres Recht 5A_206/2008 23.05.2008 d

1B_27/2008 21.05.2008 f

Zivilprozess TI, früheres Recht BGE 134 I 184 13.05.2008 i

Schiedsgericht KV/UV 9C_393/2007 08.05.2008 d

Sozialversicherungsverfahren 8C_802/2007 05.05.2008 d

Strafprozess, früheres Recht BGE 134 I 238 28.04.2008 d

5A_532/2007 18.04.2008 d

SchKG-Verfahren 5D_21/2008 16.04.2008 d

Strafprozess, früheres Recht 1B_65/2008 15.04.2008 f

SchKG-Verfahren 5A_591/2007 10.04.2008 i

5A_532/2007 08.04.2008 d

Weigerung der Richterin, die Verhandlung ein drittes Mal zu verschieben; Verweigerung der Zusendung der Akten kurz vor der 
Verhandlung; Verweigerung der Einsicht in gewisse Aktenbelege: trotz vorhandener Rechtsfehler Befangenheit verneint.

Strafprozess VS, früheres 
Recht

Ein Gerichtspräsident, der sich bei der Vorbereitung der Verhandlung hinsichtlich eines Beweisantrags ablehnend äussert, muss 
aus diesem alleinigen Grunde nicht in den Ausstand treten. 

Eigenständige Rechtsprechungsbefugnis des Gerichtsschreibers parallel zu derjenigen des Bezirksrichters ? Eine derartige Aus-
legung des kantonalen Gesetzes über die Organisation der Rechtspflege ist unhaltbar.

Auswechslung eines Schiedsrichters, welcher sich zwei Jahre nach seiner Nomination und nur zwei Wochen vor Erlass des Ent-
scheids für befangen erklärte, ohne dass die Parteien dazu Stellung nehmen konnten; Bedenken hinsichtlich Verfassungsmässig-
keit dieses Vorgehens.

Der medizinische Gutachter hat die Glaubwürdigkeit der Schmerzschilderung darzulegen; auch kritische Äusserungen gehören 
dazu, welche im Rahmen der Prüfung eines Ausstandsbegehrens objektiv zu würdigen und gegenüber dem Anschein der Befan-
genheit abzugrenzen sind.

Ablehnung eines Oberrichters im Berufungsverfahren: Die Mitteilung der vorläufigen Auffassung und beabsichtigten Antragstel-
lung an den Rechtsvertreter vor Durchführung der Berufungsverhandlung und auf Initiative des Referenten hin lässt diesen  als 
voreingenommen erscheinen.

Vormundschaftsverfahren

Doppelfunktion des Obergerichts als Aufsichtsinstanz und Beschwerdeinstanz. Die Mitglieder, die als Aufsichtsinstanz die vollzo-
gene Weisung erlassen haben, sind davon ausgeschlossen, als Beschwerdeinstanz die Vollziehungsverfügung zu überprüfen.

Dass ein Richter (als Staatsangestellter) für gerichtlich festgesetzte Kosten Rechtsöffnung erteilt, und zwar dem Staat, hält vor der 
Garantie des unabhängigen und unbefangenen Richters stand.

Begehren auf Ausstand des Gerichts in corpore mit der Begründung, dass die Medienberichterstattung des Falles bzw. die da-
durch geschürte öffentliche Voreingenommenheit die Gerichtsmitglieder ungünstig beeinflussen wird.

Personalunion des Eheschutzrichters und des SchKG-Richters, der die Feststellungsklage auf Bestehen einer Nichtschuld zu 
überprüfen hat.

Vormundschaftsverfahren

Doppelfunktion des Obergerichts als Aufsichtsinstanz und Beschwerdeinstanz. Eine Vorbefassung wird grundsätzlich angenom-
men, wenn eine untere Instanz auf Anweisung der oberen eine bestimmte Verfügung erlässt und diese Verfügung auf Beschwer-
de hin von dieser oberen Behörde überprüft werden soll.
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5A_84/2008 19.03.2008 d

Zivilprozess, früheres Recht 5A_310/2007 26.02.2008 f

Strafprozess, früheres Recht 1B_221/2007 16.01.2008 d

Zivilprozess, früheres Recht BGE 134 I 20 29.11.2007 f

SchKG-Verfahren 5A_489/2007 23.11.2007 d

Zivilprozess NE, früheres Recht 4A_325/2007 15.11.2007 f

Zivilprozess, früheres Recht BGE 134 I 16 15.11.2007 d

Verwaltungsgerichtsverfahren 2C_171/2007 19.10.2007 d

Strafprozess, früheres Recht 6B_299/2007 11.10.2007 d

Disziplinarverfahren 2C_8/2007 27.09.2007 d

1C_216/2007 20.09.2007 d

Fürsorgerische Freiheitsentzie-
hung

Der für die Bewilligung der unentgeltlichen Rechtspflege zuständige Präsident der fürsorgerechtlichen Kammer darf im Falle einer 
Beschwerde an die Kammer gegen seinen ablehnenden Entscheid nicht im Beschwerdeverfahren mitwirken.

Befangenheit des erstinstanzlichen Richters, der in einem andern Verfahren persönlich als Gegenpartei einer der Parteien des 
ersteren Verfahrens auftritt.

Aufsichtsbeschwerde des Strafverteidigers gegen den Obergerichtspräsidenten vermag allein noch keinen Ausstand des Oberge-
richtspräsidenten zu rechtfertigen; anders jedoch dessen Äusserungen zur Verteidigung im Vorfeld des Verfahrens.

Ein Richter, der Strafanzeige wegen Ehrverletzung eingereicht und Zivilklage auf Genugtuung erhoben hat, ist gehalten, in einem 
späteren Verfahren, an dem der Urheber der Verletzung beteiligt ist, von sich aus in den Ausstand zu treten

Richterin, die als untere Aufsichtsbehörde in SchKG-Sachen über eine betreibungsrechtliche Beschwerde entschieden hat und 
nun bei der Beurteilung einer in der gleichen Sache eingereichten Rückforderungsklage mitwirken soll: Unzulässige Vorbefassung 
verneint.

Die Tatsache, dass der das Urteilsreferat und das Urteil  redigierende Richter nicht derselbe ist, welcher auch alle Instruktions-
massnahmen durchgeführt hat, verletzt den Anspruch auf ein unabhängiges und unparteiisches Gericht nicht  

Laienrichter: Es besteht kein verfassungsmässiger Anspruch auf einen juristisch gebildeten Richter

Anschein der Befangenheit eines Bundesverwaltungsrichters, der als Anwalt mit der Beschwerdeführerin in einem Honorarstreit 
aus einem früheren Verfahren steht.

Befangenheit des Gutachters. Dessen ungeschickte Äusserungen begründen nicht bereits eine Befangenheit

Unparteilichkeit im Zusammenhang mit der Frage der Zuständigkeit zur Beurteilung eines Ausstandsbegehrens in einem Verfah-
ren der anwaltsrechtlichen Disziplinaraufsicht

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Internationale Rechtshilfe:  Ausstandspflicht einer Bundesstrafrichterin, welche in ihrer früheren Funktion als Staatsanwältin bei 
jener Abteilung der Staatsanwaltschaft tätig war, welche die Rechtshilfesache bearbeitete.
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Sozialversicherungsverfahren 9C_67/2007 28.08.2007 d
Einziehung von Vermögenswerten durch den Bundesanwalt; Letzterem kommt nicht der Status eines unabhängigen Richters zu 

BGE 133 IV 278 12.08.2007 f

Schiedsgerichtsbarkeit 4A_137/2007 20.07.2007 d

Rekurskommission  1P.48/2007 11.06.2007 d

Schiedsgericht KV/UV 9C_149/2007 04.06.2007 d

Strafprozess, früheres Recht 1B_22/2007 29.05.2007 d

Verwaltungsverfahren 1A.11/2007 16.05.2007 d

Sozialversicherungsverfahren I 1051/06 04.05.2007 d

2F_2/2007 25.04.2007 d

Rekurskommission  GE 1P.416/2006 29.03.2007 f

Verwaltungsverfahren 2P.257/2006 06.03.2007 f

Die Anzahl der bei einem Arzt in Auftrag gegebenen Gutachten sowie das daraus resultierende Honorarvolumen sind nicht rele-
vant für die Beurteilung eines gegen den Arzt gerichteten Ausstandsbegehrens

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Fehlende Unabhängigkeit und Unparteilichkeit, wenn zwei Schiedsrichter in zwei quasi parallelen Fällen wirken und später als Be-
rufungsrichter im jeweils andern Fall eingesetzt werden

Vorbefassung des Aktuars der Schätzungskommission (Rechtsmittelinstanz), welcher als  beratender Ingenieur der Meliorations-
genossenschaft tätig war.

Besetzung des Schiedsgerichts beim Entscheid über den Ausstand von Schiedsrichtern; Anschein der Befangenheit und Gefahr 
der Voreingenommenheit

Unparteilichkeit eines psychiatrischen Experten, wenn Ärzte des gleichen forensisch-medizinischen Instituts den gleichen Explo-
randen schon früher begutachtet haben

Unparteilichkeit von Fachbehörden im Verwaltungsverfahren. Vorbefassung im Baubewilligungsverfahren

Voreingenommener Gutachter: Der Arzt des Regionalen ärztlichen Dienstes der  IV nahm im Vorfeld der Begutachtung telefo-
nisch massiv Einfluss auf die Meinungsbildung des Experten

Bundesgerichtliches Verfahren 

Ausstand von Bundesrichtern und Gerichtsschreibern sowie das Ausstandsverfahren im Lichte des BGG. Wie unter der Herr-
schaft des OG darf eine Gerichtsperson nicht allein aus dem Grund abgelehnt werden, weil sie in einem früheren Verfahren ge-
gen die um Ausstand ersuchende Partei entschieden hat.

Unparteilichkeit der Aufsichtskommission über die Gesundheitsberufe und die Patientenrechte: Gegenüber einem Mitglied dieser 
Kommission kann dessen Ausstand verlangt werden, unabhängig davon, ob es über ein Stimmrecht oder nur über beratende 
Stimme verfügt.

Öffentliches Personalrecht: Disziplinaruntersuchung, durchgeführt von einer Kommission, deren Mitglieder alle die Interessen des 
Gemeinwesens vertreten und hierarchische Vorgesetzte der vom Beschwerdeführer als Zeugen angerufenen Arbeitskollegen 
sind.
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Zivilprozess GE, früheres Recht 5P.359/2006 08.02.2007 f

Zivilprozess ZH, früheres Recht BGE 133 I 1 07.12.2006 d

Sozialversicherungsverfahren I 478/04 05.12.2006 d

Zivilprozess, früheres Recht 1P.667/2006 29.11.2006 d

2A.520/2006 08.11.2006 i

Schiedsgerichtsbarkeit BGE 133 I 89 07.11.2006 d

Sozialversicherungsverfahren U 248/06 06.09.2006 d

EGMR 7143/03 31.08.2006 f

Disziplinarverfahren EGMR 17263/02 31.08.2006 f

Sozialversicherungsverfahren

Zuständigkeit für die Beurteilung von Ausstandsbegehren gegen einzelne Mitarbeiter des Unfallversicherers

U 302/05 30.08.2006 d

Sozialversicherungsverfahren

Ausstand des Gutachters wegen seines verbalen Verhaltens

I 603/05 25.08.2006 f

Anspruch auf Beurteilung durch ein in fachlicher Hinsicht kompetentes Gericht; Zusatzversicherung zur sozialen Krankenversiche-
rung

Unabhängigkeit des Einzelrichters in einem Verfahren, in welchem ein Mitglied der Rekursbehörde als Rechtsvertreter der Ge-
genpartei auftritt. 

Rückweisungsentscheid: Befangenheitsrüge an die Adresse von Verwaltungspersonen, die im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
als Prozesspartei aufgetreten sind.

Ablehnung eines Richters wegen dessen Kandidatur für ein Exekutiv-Amt. Anspruch auf einen unparteilichen Richter auch im 
Aussöhnungsverfahren

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Provisorische Ernennung eines ausserordentlichen Untersuchungs- und Haftrichters durch den Regierungsrat zum Vollzug aus-
länderrechtlicher Zwangsmassnahmen

Ablehnung eines Schiedsrichters, der vor seiner Ernennung in einer Fachzeitschrift hinsichtlich der zu beurteilenden Frage eine 
als definitiv erscheinende Stellungnahme veröffentlicht hat

Die Besorgnis der Einwirkung sachfremder Umstände kann nur auf Tatsachen gründen, welche der betroffenen Gerichtsperson 
bekannt sind.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Unparteilichkeit des Untersuchungsrichters mit Blick auf seine Wortwahl während der Geltung  der Unschuldsvermutung 

Rechtsmittelverfahren nach Aufhebung Berufsausübungsbewilligung  eines Anwalts. Der Begriff des Gerichts im Sinne der EMRK 
beinhaltet insbesondere auch dessen Unabhängigkeit
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Sozialversicherungsverfahren BGE 132 V 376 14.07.2006 d

IP.245/2006 12.07.2006 f

EGMR 61702/00 10.07.2006 f

Strafprozess, früheres Recht

Richterwechsel ohne sachlichen Grund und  Garantie des gesetzmässigen Richters

6P.102/2005 26.06.2006 d

Staatsrechtliche Beschwerde 2P.301/2005 23.06.2006 d

Sozialversicherungsverfahren U 304/05 23.06.2006 d

Strafprozess, früheres Recht 1P.787/2005 06.06.2006 d

Sozialversicherungsverfahren I 742/04 01.06.2006 f

Sozialversicherungsverfahren U 303/05 26.05.2006 d

Sozialversicherungsverfahren

Befangenheitsrüge; medizinischer Fachrichter, der auch als beratender Arzt  zweier Unfallversicherer tätig ist

U 305/05 26.05.2006 d

Sozialversicherungsverfahren U 326/05 26.05.2006 d

MEDAS-Begutachtung: Verfahren zur vorgängigen Bekanntgabe der Expertennamen

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Ausstandsbegehren: Anspruch auf rechtliches Gehör des Gesuchstellers

Bundesgerichtliches Verfahren 

Unabhängigkeit und Unparteilichkeit zweier Bundesrichter, welche in verschiedenen bundesgerichtlichen Verfahren mitgewirkt 
haben

Öffentliches Interesse an der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Gerichtsschreiber sowie am Verbot der Nebenbeschäfti-
gung von diesen als Anwälte

Fehlt die Rüge, eine bestimmte Gerichtsperson sei tatsächlich befangen, ist die Prüfung, ob sie es dem Anschein nach sei, ge-
genstandslos.

Verfassungsrechtliche Anforderungen an die Unabhängigkeit des forensischen Sachverständigen. Zulässigkeit der Aufteilung von 
konnexen psychiatrischen Begutachtungen auf verschiedene forensische Experten

Die Tatsache, dass ein Richter in einem IV-Verfahren die MEDAS mit der Erstellung eines Obergutachtens betraut, begründet 
nicht seine Befangenheit.

Verwirkung der Befangenheitsrüge; medizinischer Fachrichter, der auch als beratender Arzt  von Unfallversicherern tätig ist

Da die Befangenheit ein innerer Zustand ist, kann eine Gerichtsperson nicht aus einem Umstand heraus befangen sein, von dem 
sie nichts weiss.
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Schiedsgerichtsbarkeit 5P.362/2005 19.05.2006 d

1P.251/2006 12.05.2006 f

SchKG-Verfahren BGE 132 I 229 27.04.2006 f

Schiedsgericht KV/UV

Ein Nichteintretensentscheid des Schiedsgerichts kann nicht einzelrichterlich gefällt werden.

BGE 132 V 303 27.03.2006 d

1P.709/2005 21.02.2006 d

Sozialversicherungsverfahren I 329/05 10.02.2006 d
ZH: Ablehnungsbegehren gegen Bezirksrichter. Zuständigkeit der Verwaltungskommission des Obergerichts

6S.9/2006 09.02.2006 d

Verwaltungsgerichtsverfahren

Das Mitwirken eines Richters nach Ablauf der Amtsperiode und bei Fehlen eines Wiederwahlaktes verletzt Verfassung und EMRK

2A.575/2005 17.01.2006 d

Strafprozess, früheres Recht 1P.687/2005 09.01.2006 d

Sozialversicherungsverfahren 1P.615/2005 23.12.2005 f

1P.695/2005 25.11.2005 d

Anspruch auf ein unabhängiges Schiedsgericht besteht unabhängig davon, ob dieses auf Vertrag, Statut oder einseitiger Erklä-
rung beruht.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Unabhängigkeit des demokratisch gewählten/wiedergewählten Untersuchungsrichters im Verfahren gegen einen beim Wahlver-
fahren mitwirkenden Parteifunktionär

Anspruch auf ein unabhängiges Gericht; Prinzip der Gewaltentrennung verhindert in casu die Vollstreckung eines rechtskräftigen 
Urteils

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Unabhängigkeit des Untersuchungsrichters, der zuvor im gleichen Fall als haftanordnende Justizperson aufgetreten ist

Anspruch au einen unparteilichen Gutachter; Vorgehen des Gutachters im Falle von Schmerzpatienten

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Strafrichter: vorverurteilende Äusserungen: Beurteilung der Befangenheit aufgrund der Korrespondenz des Strafrichters mit der 
Untersuchungsbehörde

GE: Fachliche Anforderungen an die Funktion eines Beisitzers am kantonalen Sozialversicherungsgericht. 

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

LU: Haftanordnung: Funktionale Trennung zwischen strafprozessualen Haftanordnungs- und Anklagefunktionen
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Strafprozess, früheres Recht 1P.548/2005 22.11.2005 d

Strafprozess, früheres Recht 1P.591/2005 02.11.2005 d

Sozialversicherungsverfahren I 269/05 11.10.2005 d

BGE 131 I 436 14.09.2005 f

Sozialversicherungsverfahren U 391/04 13.09.2005 d

1P.500/2005 07.09.2005 d

1P.371/2005 06.09.2005 f

1P.188/2005 14.07.2005 d

Strafprozess TI, früheres Recht 1P.243/2005 06.06.2005 i

1P.109/2005 04.05.2005 d

Zivilprozess SO, früheres Recht BGE 131 I 113 03.05.2005 d

Voreingenommenheit eines unterinstanzlichen Strafgerichts aufgrund seines Strafurteils ? Verfahrensfehler der unteren Instanz 
können nur in krassen und wiederholten Fällen den Anschein der Befangenheit erwecken.

Vorbefassung, Neubeurteilung durch die gleichen Richter

Wissenschaftliche Publizistik von Richtern und Gerichtsschreibern, losgelöst von einem konkreten Fall, führt nicht zu deren Be-
fangenheit

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Kumulation der Zuständigkeiten des Bundesanwalts zum Entscheid über ein Haftentlassungsgesuch und zur Vertretung der An-
klage

Richterliche Befangenheit aufgrund der Ausfällung und Begründung einer verfahrensleitenden Verfügung ?

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

TG: Der ausserordentliche Untersuchungsrichter der im weiteren Verlauf des Verfahrens eine Anklagefunktion wahrnehmen kann 
und ausserdem dem Weisungsrecht der Staatsanwaltschaft untersteht, erfüllt die Anforderungen an eine haftanordnende unab-
hängige Justizperson nicht.

Strafprozess GE, früheres 
Recht

Aufhebung des Freispruchs durch den Kassationshof. Die die an diesem Entscheid beteiligten Kassationsrichter können bei einen 
neuerlichen Berufungsverfahren in derselben Sache nicht mitwirken.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

AR: Wahrung des Rechts auf einen unabhängigen und unparteiischen Richter im Rechtsmittelverfahren, wenn der Beschuldigte 
die Kostenauflage bei der Einstellung der Strafuntersuchung und die in diesem Rahmen verweigerte Haftentschädigung einzig mit 
Rekurs an die Staatsanwaltschaft weiterziehen kann ?

Frist für die Unterbreitung des Ausstandsbegehrens, Verwirkung

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

LU: Ablehnung, Unbefangenheit und Objektivität des Untersuchungsrichters; Trennung von Haftanordnungs- und Anklagefunktio-
nen

Mehrfache Funktion des Richters in demselben Zivilprozessverfahren: Ein Richter erscheint nicht schon deswegen als voreinge-
nommen, weil er ein Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege wegen Aussichtslosigkeit der Rechtsbegehren abgewiesen hat. 
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Richterwahlen

Berücksichtigung der politischen Richtungen bei der Besetzung öffentlicher Ämter

BGE 131 I 366 03.05.2005 d

Zivilprozess SZ, früheres Recht 5P.77/2005 23.03.2005 d

Zivilprozess UR, früheres Recht 1P.711/2004 17.03.2005 d

Sozialversicherungsverfahren K 178/04 14.03.2005 d

Verwaltungsgerichtsverfahren 1P.53/2005 08.03.2005 d

1P.90/2005 23.02.2005 d

Sozialversicherungsverfahren C 6/04 16.02.2005 d

BGE 131 I 66 03.02.2005 d

Strafprozess SZ, früheres Recht 6P.79/2004 21.01.2005 d

SchKG-Verfahren

Voreingenommenheit des Richters wegen Verfahrensfehlern ?

1P.512/2004 06.01.2005 d

Schiedsgericht KV/UV K 97/04 22.12.2004 d

Rückweisungsentscheide oberer kantonaler Instanzen an untere sind i.d.R. nicht selbstständig anfechtbar. Dies gilt auch dann, 
wenn der Beschwerdeführer geltend macht, am oberinstanzlichen Rückweisungsentscheid habe eine befangene Gerichtsschrei-
berin mitgewirkt.

Ablehnung eines vom Volk gewählten Richters: Beziehung zwischen Richter und Rechtsvertreter im vorangegangenen Wahl-
kampf als Ausstandsgrund ?

Befangenheit bejaht, weil sich der Mitarbeiter des EDI, der mit der Instruktion des Falles betraut war, gegenüber einer Verfah-
renspartei über den Ausgang des Falles geäussert hat.

Voreingenommenheit eines Richters wegen seiner Beziehung zum Büropartner des die Gegenpartei vertretenden 
Rechtsanwalts ?

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Der Anspruch auf einen unparteiischen, nicht vorbefassten Haftrichter verlangt nicht, dass jeder Mitangeschuldigte von einem an-
dern Haftrichter zu beurteilen wäre.

Keine bundesrechtliche Verpflichtung zur Trennung von Verfügungs- und Einsprachebehörde.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Die Eidg. Untersuchungsrichterinnen und -richter erfüllen die Anforderungen an eine haftanordnende unabhängige Justizperson.

Mitwirkung desselben Richters sowie desselben Gerichtsschreibers zunächst im Zivilprozess, alsdann im Strafverfahren in zweiter 
Instanz 

Die Mitwirkung von Fachrichtern, die nicht formgültig gewählt sind, verletzt die Garantie  eines durch Gesetzt geschaffenen, zu-
ständigen, unabhängigen und unparteiischen Gerichts nach Art. 30 Abs. 1 BV
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Schiedsgerichtsbarkeit 4P.208/2004 14.12.2004 d

1P.596/2004 07.12.2004 f

Zivilprozess VD, früheres Recht BGE 131 I  31 30.11.2004 f

6P.135/2004 25.11.2004 f

Strafprozess TI, früheres Recht 1P.510/2004 19.11.2004 i

Disziplinarverfahren 2P.56/2004 04.11.2004 f

BGE 131 I 36 02.11.2004 d

Zivilprozess, früheres Recht 1P.390/2004 28.10.2004 f

Zivilprozess TG, früheres Recht 4P.83/2004 25.10.2004 d

Schiedsgericht KV/UV K 27/04 20.10.2004 d

1P.189/2004 19.10.2004 d

IPRG: ordnungswidrige Zusammensetzung eines Schiedsgerichts wegen Befangenheit des Obmanns

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Keine grundsätzliche Ausstandspflicht des neuen gerichtlichen Experten, wenn dieser Kenntnis nahm vom Bericht des vorgängi-
gen in den Ausstand getretenen Gutachters 

Die zivilrechtliche Abteilung des Kantonsgerichts Waadt erfüllt in der Besetzung mit drei Richtern die  Anforderungen an ein durch 
Gesetz geschaffenes, unabhängiges und unparteiisches Gericht

Strafprozess GE, früheres 
Recht

Fair Trial: Verhandlung des Geschworenengerichts zwischen Mitternacht und 4 Uhr morgens nach einem bereits reich befrachte-
ten Tag

Zusammensetzung des Geschworenengerichts, Losziehung und Ausstand der Beisitzer. Kein Anspruch des Angeklagten, vor-
gängig den Beisitzer zu befragen und dessen Lebenslauf zu erhalten, um alsdann ein Ausstandsbegehren gegen ihn zu stellen

Ausstand eines Regierungsratsmitgliedes als Rekursinstanz, nachdem es sich mit derselben Angelegenheit bereits als Mitglied 
der Regierung zu befassen hatte.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Anforderungen an einen haftanordnenden Richter bzw. Richterin im Sinne von Art. 31 Abs. 3 BV unter Berücksichtigung von Art. 5 
Ziff. 3 EMRK (luzernischer Amtsstatthalter)

Ausstand eines gerichtlichen Experten: Unabhängigkeit und Unparteilichkeit des Schweizerischen Instituts für Rechtsverglei-
chung, auch wenn dieses vorgängig zwei Gutachten im Auftrage der einen am Verfahren beteiligten Partei erstellt hatte. 

Garantie des verfassungsmässigen Richters im Zusammenhang mit einem Rückweisungsentscheid: Eine neue Besetzung des 
Obergerichts ist im zweiten Umgang nicht vorgesehen.

Die Mitwirkung von Schiedsrichtern nach Ablauf ihrer Amtsdauer verletzt die Garantie eines durch Gesetz geschaffenen, zustän-
digen, unabhängigen und unparteiischen Gerichts 

Strafprozess BS, früheres 
Recht

Festsetzung des Honorars des unentgeltlichen Rechtsbeistandes: Das Gericht kann seine Entscheidungskompetenz ohne gesetz-
liche Grundlage nicht aus verfahrensökonomischen Überlegungen delegieren (in casu an den Präsidenten).
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SchKG-Verfahren BGE 131 I  24 23.09.2004 f

Sozialversicherungsverfahren I 29/04 17.08.2004 d

Sozialversicherungsverfahren BGE 130 I 366 05.08.2004 f

Schiedsgericht KV/UV K 29/04 29.07.2004 d

Disziplinarverfahren 2A.98/2004 07.07.2004 d

Sozialversicherungsverfahren BGE 130 I 226 01.07.2004 f

Verwaltungsgerichtsverfahren 1P.252/2004 10.06.2004 f

Rekurskommission  2A.295/2003 03.06.2004 d

Verwaltungsgerichtsverfahren 1P.21/2004 27.05.2004 d

Zivilprozess, früheres Recht 1P.180/2004 07.05.2004 d
Rechtsweg bei Ablehnung eines Ausstandsbegehrens

1P.72/2004 03.05.2004 f

Ämterkumulation: Entscheidet ein Richter über die Bewilligung des Rechtsvorschlages und über die Klage auf Bestreitung oder 
Feststellung des neuen Vermögens, so verletzt diese Personalunion den Anspruch auf ein unbefangenes Gericht

Befangenheit des Experten: Der Umstand allein, dass sich ein Arzt schon einmal mit einer Person befasst hat, schliesst später 
dessen Beizug als Gutachter nicht zum Vornherein aus.

GE: Das kantonale Recht schliesst nicht aus, dass das Versicherungsgericht auch über einen Einwand zu befinden hat, der nicht 
die Verletzung von eidgenössischem Sozialversicherungsrecht zum Gegenstand hat. 

Anschein der Befangenheit und Gefahr der Voreingenommenheit von Mitgliedern des kant. Schiedsgerichts

Disziplinarverfahren gegen Anwälte; Ausstand; Zwischenentscheid; Unabhängigkeit der Rekursinstanz im Kanton LU. Die I. 
Kammer des Obergerichts ist grundsätzlich als unabhängige richterliche Behörde zu betrachten

GE: Dringlichkeitsklausel, welche es dem kant. Sozialversicherungsgericht erlaubt, mit drei Richtern zu urteilen, bis Beisitzer ge-
wählt sind

Anspruch auf einen unparteiischen Richter nicht verletzt, wenn dieser über ein Revisionsgesuch entscheidet betreffend einen Ent-
scheid, an dem er selber mitgewirkt hat. 

ZH: Eintragung ins kantonale Anwaltsregister; Beschwerde an unabhängige richterliche Behörde; die Verwaltungskommission des 
Obergerichts ist eine unabhängige richterliche Behörde im Sinne von Art. 6 Abs. 1 EMRK

In casu keine Vorbefassung des Richters, der eine Zonenplanung in verschiedenen Verfahren unter teilweise verschiedenen Par-
teien zu beurteilen hatte.

Befangenheit: Eine besonders freundschaftliche oder feindschaftliche Beziehung zwischen Richter und Rechtsvertreter einer Par-
tei kann den Anschein der Befangenheit begründen. Auch bei Beziehungen via Dritte kann eine solche Konstellation gegeben 
sein.

Strafprozess FR, früheres 
Recht
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Schiedsgericht KV/UV K 153/03 15.04.2004 d

Sozialversicherungsverfahren I 688/03 15.03.2004 f

Verwaltungsgerichtsverfahren 1P.706/2003 23.02.2004 d

Verwaltungsverfahren 1P.726/2003 30.01.2004 f

Sozialversicherungsverfahren BGE 130 I 106 27.01.2004 f

Zivilprozess, früheres Recht

Funktionelle Ablehnungsgründe gegen einen Richter gelten nicht ohne Weiteres auch gegen seine Lebensgefährtin.

1P.630/2003 23.01.2004 d

Sozialversicherungsverfahren B 80/02 20.01.2004 d

Strafprozess, früheres Recht 1P.588/2003 09.12.2003 d
Praxis der Verwaltungskommission zum Eintreten auf Ablehnungsbegehren gegen Bezirksrichter (Haftrichter)

1P.616/2003 07.11.2003 d
Nichtigkeitsbeschwerde wegen ungehöriger Besetzung des Gerichts; Anforderungen an die Geltendmachung dieser Garantie

1P.325/2003 01.10.2003 d

Verwaltungsverfahren 2P.19/2003 29.07.2003 d

Unterlassene Mitteilung an die Parteien betr. Auswechslung einer ordentlichen Schiedsrichterin durch ein während des Prozesses 
gewähltes Ersatzmitglied

Fehlende (aufgehobene) Richtereigenschaft eines Beisitzers: Anfechtbarkeit der Urteile zufolge fehlerhaften Spruchkörpers

Zur Ausstandspflicht wegen Vorbefassung, wenn die Verwaltungsrichter und der Gerichtsschreiber in einem früheren Entscheid 
bereits über eine Rechtsfrage entschieden haben, die Hauptthema des hängigen Beschwerdeverfahrens ist. 

Unparteilichkeit von Verwaltungsbehörden; Anfechtung des Ausstandsentscheids

GE: Wahl von Beisitzern des kantonalen Versicherungsgerichts durch den Grossen Rat nur im Falle von Ersatzwahlen während 
der Amtszeit. Für die Besetzung eines neuen Gerichts bedarf es einer Volkswahl.

Unbefangenheit des Experten: Aufgrund der Tatsache, dass der Sachverständige für die Gegenpartei tätig ist, kann nicht auf Be-
fangenheit und mangelnde Objektivität desselben geschlossen werden.

Notwendige Verteidigung auch im vorgelagerten Ausstandsverfahren, welches ein Rechtsmittelverfahren mit unbefangenen Rich-
tern sicherstellen will

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Strafprozess ZH, früheres 
Recht

Ausstandspflicht bei Verwaltungsbehörden: Vorliegend reichen die weit gehend auf subjektiver Interpretation beruhenden Ein-
wendungen gegen den Vorsitzenden der Prüfungskommission nicht aus, um den Vorwurf der Unbefangenheit und Unparteilichkeit 
zu begründen.
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Strafprozess, früheres Recht

Zum Ausstand eines jüdischen Richters in einer Strafsache bezüglich antisemitischer Schriften

1P.385/2003 23.07.2003 f

Schiedsgerichtsbarkeit

Ausstandsbegehren gegen Schiedsrichter, deren Honorare angefochten wurden.

4P.263/2002 10.06.2003 f

Schiedsgerichtsbarkeit BGE 129 III 445 27.05.2003 f

Strafprozess, früheres Recht 1P.149/2003 16.05.2003 d

Strafprozess, früheres Recht 1P.634/2002 17.03.2003 d

Sozialversicherungsverfahren BGE 129 V 196 07.03.2003 f

Strafprozess, früheres Recht 1P.648/2002 04.03.2003 d

Sozialversicherungsverfahren BGE 129 V 335 20.02.2003 d

Strafprozess, früheres Recht 1P.514/2002 13.02.2003 d

Strafprozess, früheres Recht

Ausstandsgründe wegen (freundschaftlicher oder feindlicher) Beziehung zum Rechtsvertreter 

1P.515/2002 13.02.2003 d

Zivilprozess, früheres Recht 1P.554/2002 10.02.2003 d

Unabhängigkeit des Schiedsgerichts für Sport; Ablehnung eines Schiedsrichters; prozessrechtlicher Ordre public

Die Mitglieder der Strafkammer sind nicht schon deswegen befangen, weil sie einerseits die Aufsicht über die Untersuchungsrich-
ter ausüben und anderseits selber Zwangsmassnahmen anordnen können.

Befangenheit einer Strafrichterin verneint, welche die Hauptverhandlung mit der Bemerkung einleitet, sie sei "eher erstaunt", dass 
die Einsprache nicht zurückgezogen worden sei

Das kantonale Versicherungsgericht des Kantons Wallis beruht auf einem formellen Gesetz

Anspruch auf einen unabhängigen und unparteiischen Richter. In casu keine Hinweise darauf, dass durch die Schuldvorwürfe 
eine Vorbefassung im Sinne einer Vorverurteilung vorliegt

Anspruch auf ordentliche Zusammensetzung der kantonalen Rekursbehörde in einer Invalidenversicherungsstreitigkeit

Trotz einer Strafanzeige gegen den Richter ergeben die konkreten Umstände keine Anzeichen für dessen Voreingenommenheit. 
Verwirkung von Ausstandsbegehren

Ausstand des Instruktionsrichters in einem Scheidungsverfahren. Vorliegend erscheint der Instruktionsrichter wegen Kumulierung 
von Verfahrensfehlern und Fehlentscheiden zu lasten der gleichen Partei objektiv als befangen
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Strafprozess, früheres Recht 1P.589/2002 04.02.2003 d

Strafprozess, früheres Recht 1P.528/2002 03.02.2003 d

5C.9/2003 27.01.2003 d

Strafprozess, früheres Recht 6P.93/2002 17.12.2002 d

Disziplinarverfahren AG 1P.237/2002 12.12.2002 d

Sozialversicherungsverfahren I 622/01 30.10.2002 d

Disziplinarverfahren 5P.51/2002 28.10.2002 f

Strafprozess, früheres Recht 1P.347/2002 25.09.2002 d

Sozialversicherungsverfahren U 249/00 23.09.2002 d

1P.334/2002 03.09.2002 f

1P.401/2002 14.08.2002 f

Anspruch auf einen unabhängigen und unparteiischen Untersuchungsrichter. Kantonal tätiger Anwalt als ausserordentlicher Un-
tersuchungsrichter in einem Strafverfahren gegen den ordentlichen Untersuchungsrichter.

In casu keine  Befangenheit des Staatsanwaltes wegen einer Presseerklärung zur bevorstehenden Hauptverhandlung.

Fürsorgerische Freiheitsentzie-
hung

Zur Befangenheit des ärztlichen Fachrichters; Einvernahme durch den Gutachter ohne Beisein des Anwalts

Befangenheit: Hat eine Richterin eine Straftat zu beurteilen, die ein Arzt in Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit zum Nachteil ei-
ner Patientin begangen hat, und war die Richterin selbst einige Jahre zuvor Patientin dieses Arztes, so erweckt dies den Anschein 
der Befangenheit.

Unvoreingenommenheit eines Mitgliedes der mit der Durchführung eines Disziplinarverfahrens gegen einen Oberrichter betrauten 
parlamentarischen Kommission

Rekurskommission AHV/IV für die im Ausland wohnenden Personen: Bei Zweifel betr. die richtige Sachverhaltsfeststellung und 
Rechtsanwendung durch die Vorinstanz hat die Rekurskommission mindestens in Dreierbesetzung zu entscheiden.

Zur Unparteilichkeit der Aufsichtsbehörde über die Betreibungsämter

Die Abgabe einer Pressemitteilung über eine bevorstehende (öffentliche) Gerichtsverhandlung ohne vorverurteilenden Inhalt lässt 
den betreffenden Richter nicht als befangen erscheinen.

Der Umstand, dass nebenamtlich im Richteramt tätige Anwälte u.a. Versicherungsgesellschaften vertreten, begründet für sich al-
lein keine Voreingenommenheit.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Abgrenzung zwischen Strafrichter und Untersuchungsrichter. Ausstand des Untersuchungsrichters. Letzterer muss befugt sein, 
bezüglich Aussagen des Beschuldigten seine Zweifel zu äussern 

Strafprozess VD, früheres 
Recht

Der Umstand, dass die Partei gegen den Strafrichter strafrechtliche Klage eingereicht hat, begründet für sich allein keine Befan-
genheit.
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1P.299/2002 13.08.2002 d

1P.294/2002 09.08.2002 f

Schiedsgericht KV/UV K 56/02 31.07.2002 d

Rekurskommission EVD

Administrativmassnahmen in der Milchwirtschaft. Die Rekurskommission EVD ist eine richterliche und unabhängige Behörde.

2A.484/2001 29.07.2002 f

Schiedsgerichtsbarkeit BGE 128 III 330 03.07.2002 d

Zivilprozess, früheres Recht 5P.182/2002 21.06.2002 d

1P.138/2002 17.06.2002 f

1P.135/2002 10.06.2002 d

Strafprozess, früheres Recht 1P.156/2002 03.06.2002 d

1P.150/2002 21.05.2002 d

Sozialversicherungsverfahren I 630/01 08.05.2002 d

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Befangenheit des Richters, der die polizeiliche Durchsuchung einer Partei vor der Verhandlung anordnete ?

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Ausstand des gerichtlichen Experten, welcher gegenüber der Partei in einem Hypothekarschuldverhältnis steht

Zusammensetzung des Entscheidgremiums zum Entscheid darüber, ob einer Person Richtereigenschaft zukommt: Die Garantie 
des verfassungsmässigen Richters verbietet es grundsätzlich, dass eine Person darüber (mit-)entscheidet, ob ihr formell Richte-
reigenschaft zukommt oder in einem bestimmten Zeitpunkt zugekommen ist.

Unzulässigkeit der Schiedsbeschwerde gegen einen Ablehnungsentscheid eines kantonalen Richters

Dass ein Richter bereits in einem Scheidungsverfahren mitgewirkt hat, begründet keine Befangenheit in einem späteren Ehe-
schutzverfahren.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Keine Ausstandspflicht, wenn der Richter zusammen mit einem der Verwaltungsräte der am Verfahren beteiligten Gesellschaft als 
Mitglied des Ausschusses einer anderweitigen Institution tätig ist.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Voreingenommenheit des Ersten Staatsanwaltes, welcher die leitenden Staatsanwältin zum Abschluss der Untersuchung innert 
einer bestimmten Frist angehalten hat ?

Selbstablehnung darf nicht unbesehen hingenommen werden, weil der Anspruch auf den verfassungsmässigen Richter auch da-
durch verletzt werden kann, wenn sich ein einzelner Richter oder ein ganzes Gericht vorschnell als befangen erklärt.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Ablehnung eines zürcherischen Bezirksanwalts wegen Befangenheit: Keine Anwendbarkeit der Garantie des verfassungsmässi-
gen Richters auf die Tätigkeit des Untersuchungsrichters, soweit er keine richterliche Funktion wahrnimmt.

Befangenheit dadurch, dass ein früherer Entscheid derselben Kammer die in einem neuen Verfahren zu beurteilende Frage be-
einflussen kann ? Kammer entscheidet selbst über ein gegen sie selbst gerichtetes Ablehungsbegehren, sofern das Begehren of-
fensichtlich unzulässig oder unbegründet ist
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Zivilprozess, Strafprozess 18.04.2002 e

Sozialversicherungsverfahren C 159/00 16.04.2002 d

Sozialversicherungsverfahren BGE 128 V 82 28.03.2002 f

1A.124/2001 28.03.2002 d

Verwaltungsgerichtsverfahren 2P.28/2002 20.03.2002 d

Verwaltungsverfahren 2A.446/2001 07.02.2002 d

Strafprozess, früheres Recht 6P.181/2001 06.02.2002 d
GE: Anspruch des Angeschuldigten auf rechtliches Gehör im Ausstandsverfahren

1P.730/2001 31.01.2002 f

Zivilprozess, früheres Recht

Zulässigkeit der staatsrechtlichen Beschwerde gegen eine Zwischenentscheid über ein Ausstandsbegehren

1P.17/2002 30.01.2002 f

Verwaltungsverfahren 1P.506/2001 10.01.2002 f

Strafprozess, früheres Recht 1P.391/2001 21.12.2001 f

EGMR: Unbefangenheit eines Appellationsgerichtes; Richter und Gerichtsschreiber, die in verschiedenen Verfahren derselben 
Verfahrenspartei beteiligt waren

VPB 2002 114 
1317

FR: Beratende Stimme des Gerichtsschreibers nur in jenen Fällen, in denen ihm die Urteilssache zur Berichterstattung übertragen 
worden ist: Kein Verstoss gegen den Anspruch auf ein unabhängiges und unparteiisches Gericht.

GE: Ein Richter ist als Mitglied der Behörde zu betrachten, die den angefochtenen Entscheid gefällt hat, sofern er in dessen Ru-
brum aufgeführt wird; dies selbst dann, wenn seine Nennung mit der Bemerkung "abwesend" erfolgt ist.

Internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen

Zur Frage, ob namentlich das Recht auf einen unabhängigen Richter zwingendes Völkerrecht (ius cogens) darstellt.

Unzulässige Vorbefassung liegt nicht vor, wenn der gleiche Richter nacheinander die (hier: ausländerrechtlichen) Rechtsmittel 
zweier Ehepartner beurteilt, sofern sich dabei unterschiedliche Sach- und Rechtsfragen stellen. 

Unabhängigkeit von Behörden. Verfügung der SUVA über Forderung wegen Persönlichkeitsverletzung; Ausstandsbegehren ge-
gen einen Verantwortlichen der SUVA

Geltend gemachter Revisionsgrund einer erst nach Urteilsfällung bekannt gewordenen Einflussnahme von Untersuchungsrichter 
und Staatsanwalt auf bestimmte Formulierungen im Gerichtsgutachten 

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Ausstand der für die Bussenauferlegung zuständigen Verwaltungsbehörde

Ausnahmsweise kann der vom Ausstandsbegehren betroffene Richter selber über das Begehren entscheiden, wenn diesem 
rechtsmissbräuchliches Vorgehen und Verfahrensverschleppung zu Grunde liegen.
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Zivilprozess, früheres Recht 1P.428/2001 14.12.2001 d

Sozialversicherungsverfahren

Sind Einwendungen gegen den in Aussicht genommenen Experten in Verfügungsform zu verwerfen?  Frage offen gelassen 

U 338/99 30.11.2001 d

15.11.2001 e

1P.553/2001 12.11.2001 f

BGE 127 I 196 19.09.2001 d

Zivilprozess, früheres Recht

Zugehörigkeit eines Richters zu einer politischen Partei bildet grundsätzlich keinen Ablehnungsgrund. 

5P.160/2001 13.09.2001 d

1P.475/2001 07.09.2001 f

Strafprozess TI, früheres Recht 1P.245/2001 19.07.2001 i

Verwaltungsverfahren

Ausstandspflicht von Organen der Verwaltung (i.c. Schulpflege)

1P.208/2001 16.07.2001 d

Strafprozess, früheres Recht 1P.314/2001 02.07.2001 f

BGE 127 I 128 28.05.2001 d

Öffentlichkeit des Ausstandsverfahrens ? Keine öffentliche Verhandlung, da nicht über die Zivilstreitigkeit, sondern über prozes-
suale Fragen zu entscheiden ist.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

EGMR: Unabhängigkeit des Verhöramtes

VPB 2002 108 
1296

Strafprozess VS, früheres 
Recht

Entscheid über den Ausstand aller Mitglieder der Strafgerichtskammer des Kantonsgerichtes; Konstituierung eines ausserordentli-
chen Gerichts durch den Staatsrat

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Unbefangenheit des Untersuchungsrichters. Rechtsprechung über Ausstandspflicht von Untersuchungsrichtern wegen vorverurtei-
lender Äusserungen im Untersuchungsverfahren

Strafprozess GE, früheres 
Recht

Nur die Parteien, insbesondere der Angeklagte, sind zum Ausstandsbegehren legitimiert, nicht aber Personen, welche vom In-
struktionsrichter zwecks Anklageerhebung erst aufgeboten werden.

Ausstandspflicht des Richters, der in einem andern Verfahren Parteistellung innehat, in welchem eine der Prozessparteien eben-
falls beteiligt ist. Parteistellung eines Anzeigers ?

Der Richter hat sich verletzender, verächtlicher oder ironischer Bemerkungen zur Person des Angeklagten zu enthalten. Der Aus-
stand des Gerichtspräsidenten als einziger Jurist und hauptberuflicher Magistrat des Spruchkörpers bedeutet nicht notwendiger-
weise, dass durch eine Art Ansteckungswirkung auch die Unparteilichkeit der Laienrichter in Zweifel zu ziehen ist 

Rekurskommission der Evange-
lisch-reformierten Landeskirche 
AG

Für die Zusammensetzung der Rekurskommission als Spruchkörper sind die gleichen Anforderungen zu stellen wie bei einem ei-
gentlichen Gericht
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Ablehnung des Instruktionsrichters und seines Gerichtsschreibers. 

1P.215/2001 21.05.2001 f

Sozialversicherungsverfahren U 178/00 21.05.2001 d

1P.766/2000 18.05.2001 d

1P.775/2000 10.04.2001 d

05.04.2001 f

Strafprozess Italien 05.04.2001 f

29.03.2001 f

2A.468/2000 16.03.2001 d

Zivilprozess, früheres Recht 4P.274/2000 05.03.2001 f
Anspruch auf ein durch Gesetz geschaffenes Gericht; Mitwirkung eines Gerichtsschreibers ad hoc

6P.126/2000 20.02.2001 d

Strafprozess TI, früheres Recht

Ausstand des Staatsanwalt zufolge Ausübung mehrerer Funktionen in demselben Verfahren

1P.558/2000 05.02.2001 i

Strafprozess GE, früheres 
Recht

Eine kantonale Regelung, wonach der krankheitsbedingt abwesende Richter an einer anberaumten Urteilsberatung durch den 
Gerichtsschreiber ersetzt  werden kann, ist verfassungskonform   

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Ausstand des Untersuchungsrichters, dem schwer wiegende Mängel in der Untersuchungsführung zur Last gelegt werden sowie 
vorschnelle, die Unschuldsvermutung tangierende Äusserungen. 

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Die durch den Untersuchungsrichter angeordnete Vernichtung von Hanfernten und Hanfwarenbeständen hält vor der Verfassung 
nicht stand. Solche Massnahmen müssten durch einen Richter in einem Verfahren angeordnet werden.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

EGMR: Unabhängigkeit und Unparteilichkeit einer Amtsperson mit richterlicher Funktion: de facto Anklageerhebung durch den Un-
tersuchungsrichter statt durch das Bezirksgericht

VPB 2001 120 
1292

EGMR: Unparteilichkeit des Kassationshofes: Gleicher Richter präsidiert sowohl im Ausstandsverfahren wie auch anschliessend 
im Hauptverfahren 

EuGRZ 2001 
387

Fürsorgerische Freiheitsentzie-
hung

EGMR: Unparteilichkeit des Fachrichters und einzigen Psychiaters innerhalb der Rekurskommission, wenn er seine Meinung vor-
gängig der Anhörung bereits mündlich und schriftlich formuliert hat 

VPB 2001 122 
1311

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Instruktionsrichter weist Gesuch um unentgeltliche Prozessführung wegen Aussichtslosigkeit der Beschwerde ab und wirkt später 
im Hauptverfahren mit. Verspätung des Ablehnungsantrages

Wenn die Zusammensetzung des Gerichts aus einer allgemein zugänglichen Publikation ersichtlich ist, gilt die Vermutung, dass 
der Rechtsuchende davon vor der Urteilsfällung Kenntnis hat. Ablehnungsgründe können diesfalls nicht nach dem Ausgang des 
Verfahrens geltend gemacht werden.

Strafprozess OW, früheres 
Recht
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Wahl eines ausserordentlichen Untersuchungsrichters; Verbot von Sondergerichten

1P.751/2000 26.01.2001 f

Disziplinarverfahren TI 2P.270/2000 26.01.2001 i

Sozialversicherungsverfahren H 295/00 22.01.2001 f

6C.1/2000 27.12.2000 f

Sozialversicherungsverfahren

Streitigkeiten in Sachen Arbeitgeberhaftung gemäss Art. 52 AHVG fallen nicht in die Zuständigkeit des Einzelrichters.

H 358/99 22.12.2000 i

Verwaltungsgerichtsverfahren 21.12.2000 f

Sozialversicherungsverfahren B 7/99 11.12.2000 d

Sozialversicherungsverfahren U 53/00 02.12.2000 d

BGE 126 II 495 17.11.2000 d

Zivilprozess VD, früheres Recht BGE 126 I 235 09.11.2000 f

Strafprozess, früheres Recht 1P.473/2000 20.10.2000 d

Strafprozess VS, früheres 
Recht

Disziplinarische Absetzung eines kantonalen Richters, Natur des Rechtsstreits

Ein Revisionsgesuch mit der Rüge der Befangenheit eines der Richter ist unzulässig, wenn das Urteil mittels Verwaltungsge-
richtsbeschwerde angefochten werden kann und das EVG die Frage der Befangenheit frei überprüfen wird.

Bundesgerichtliches Verfahren 

Ablehnungsgründe: Art. 23 Abs. 1 lit. a OG meint nicht die Mitgliedschaft in einer öffentlichrechtlichen Körperschaft.

EGMR: Unparteilichkeit zweier nebenamtlicher Richter, welche der gleichen Anwaltskanzlei angehören, wobei der eine die Ge-
genpartei in anderen Streitfällen vertreten hat.

VPB 2001 127 
1334

Befangenheit eines kantonalen Richters aufgrund seiner Stellung als Präsident des Schweiz. Pensionskassenverbandes bejaht.

Gerichtsschreiber war als Rechtskonsulent beim Haftpflichtversicherer angestellt zu einer Zeit, als der Haftpflichtversicherer ein 
Gutachten einholte und dem Unfallversicherer zustellte.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Ablehnung aller Mitglieder eines Kollegialgerichts bei Voreingenommenheit einzelner seiner Mitglieder; Vorbefassung bei mehre-
ren Entsiegelungsentscheiden im selben Rechtshilfeverfahren.

Mietgericht: Der vom Mieterverband gestellte beisitzende Richter muss nicht in den Ausstand treten, wenn ein anderer Angestell-
ter dieser Vereinigung eine der Parteien berät.

Der Teilnehmer einer Konferenz, die ein laufendes Strafverfahren besprochen und dazu "Beschlüsse" gefasst hat, ist für dieses 
Verfahren als Richter befangen.
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Strafprozess TI, früheres Recht

Wahl des ausserordentlichen Staatsanwaltes durch den Regierungsrat: Garantie der Unabhängigkeit

1P.549/2000 03.10.2000 i

Sozialversicherungsverfahren BGE 126 V 303 26.09.2000 f

8G.36/2000 25.09.2000 d

Gerichtssitz JU 1P.466/2000 21.09.2000 f
Einstellung eines Anwalts im Beruf: Anspruch auf Durchführung einer öffentlichen Verhandlung vor einer richterlichen Behörde

BGE 126 I 228 20.09.2000 d
Fehlende Unabhängigkeit der ausländischen Strafjustiz als Grund für die Verweigerung von Rechtshilfe ?

1A.212/2000 19.09.2000 d

1P.394/2000 12.09.2000 d

Verwaltungsgerichtsverfahren

EGMR: Eidg. Rekurskommission für ausländische Entschädigungen: Unabhängiges und unparteiisches Gericht

07.09.2000 f

Strafprozess, früheres Recht 1P.346/2000 17.08.2000 d

Staatsrechtliche Beschwerde

Anfechtung von Zwischenentscheiden über die Zusammensetzung des Gerichts mittels staatsrechtlicher Beschwerde

2P.336/1999 15.08.2000 d

Sozialversicherungsverfahren C 67/98 08.08.2000 d

Richter, der neben seiner Assessorenfunktion eine berufliche Tätigkeit bei einer Versicherungseinrichtung ausübt.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Ausstand der Eidg. Untersuchungsrichterin. Unangebrachte Informationspolitik, öffentliche Beweiswürdigung und öffentliche Vor-
verurteilung gegenüber der Presse

Erstinstanzliches kantonales Gericht und Kantonsgericht unter demselben Dach

Aufsichtskommission über die 
Rechtsanwälte im Kanton ZH

Internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Befangenheit der Mitglieder der Anklagekammer, weil diese über ein Strafverfahren im Zusammenhang mit dem Debakel der So-
lothurner Kantonalbank eine Medienmitteilung erliess ?

VPB 2001 126 
1329

Zeitpunkt des Ausstandsgesuchs: Ein am Verhandlungstag gestelltes Ausstandsgesuch erweist sich in casu nach Treu und Glau-
ben als verspätet

Verletzung des Anspruchs auf den verfassungsmässigen (kantonalen) Richter bei Umteilung eines Verfahrens in eine andere 
Kammer ?
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Verwaltungsgerichtsverfahren 1P.273/2000 19.07.2000 f
Verwandtschaftliche Beziehungen des Richters: Verwandtschaft im 6. Grad begründet keine Ausstandspflicht

1P.22/2000 12.07.2000 i

Sozialversicherungsverfahren

Ablehnungs- und Ausstandsgründe sind so früh wie möglich geltend zu machen.

U 201/99 11.07.2000 d
Ausstand des Untersuchungsrichters zufolge Parteilichkeit bei der Führung des Untersuchungsverfahrens

1P.51/2000 05.07.2000 f

Staatsrechtliche Beschwerde BGE 126 I 203 26.06.2000 f
Ausstand des Untersuchungsrichters zufolge Parteilichkeit bei der Führung des Untersuchungsverfahrens

1P.137/2000 09.06.2000 f

Zivilprozess, früheres Recht

Einer der Richter im Verfahren um Abänderung des Scheidungsurteils war der Anwalt des andern Ehegatten: Ausstand

1P.195/2000 23.05.2000 f

BGE 126 I 68 22.05.2000 d

1P.157/2000 22.05.2000 d

Gerichtssitz ZH U 161/98 19.05.2000 d

Schiedsgerichtsbarkeit BGE 126 III 249 28.04.2000 d

Anlässlich des Augenscheins bezeichnet der Richter den Beschwerdeführer als "agitateur": Ausstandsgrund 

Strafprozesss TI, früheres 
Recht

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Staatsrechtliche Beschwerde gegen einen Endentscheid insoweit unzulässig, als sie sich gegen die Zusammensetzung des Ge-
richts wende, wenn vorgängig ein gesonderter Zwischenentscheid über ein Ausstandsbegehren eingegangen ist.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Strafprozess ZH, früheres 
Recht

Keine unzulässige Vorbefassung des Gerichtes, das sich nach der Hauptverhandlung von der Schuld des Angeklagten überzeugt 
zeigt, das Urteil aussetzt und die Anklage zur Verbesserung zurückweist.

Bodenmelioration

Personalunion des Präsidiums der Meliorationsgenossenschaft und der Schlichtungsstelle

Sozialversicherungsgericht ZH in einer Liegenschaft der SUVA eingemietet, wo letztere die Kreisagentur Winterthur führt.

Verfahrensrechtlicher Ordre public (IPRG); Ablehnung eines schiedsgerichtlichen Experten wegen Befangenheit
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Sozialversicherungsverfahren

Bedingungen für den Ausstand eines Versicherungsrichters

B 60/99 25.04.2000 f

Sozialversicherungsverfahren C 159/00 16.04.2000 d

1P.110/2000 07.04.2000 d

Strafprozess, früheres Recht 1P.99/2000 20.03.2000 d

Strafprozess, früheres Recht BGE 126 I 168 29.02.2000 f

1P.779/1999 25.02.2000 d

Schiedsgerichtsbarkeit 4P.168/1999 17.02.2000 d

Verwaltungsverfahren

Die Garantie des unabhängigen und unparteiischen Richters findet auf erstinstanzlich tätige Steuerbeamte keine Anwendung.

2P.335/1998 01.02.2000 d

Strafprozess, früheres Recht 1P.40/1999 31.01.2000 d

Sozialversicherungsverfahren I 128/98 24.01.2000 d

Verwaltungsverfahren BGE 125 II 541 05.10.1999 d

FR:  Beschränkung der Mitwirkung des Gerichtsschreibers mit beratender Stimme auf jene Fälle, in denen ihm die Urteilssache 
zur Berichterstattung übertragen worden ist.

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Wegfall des aktuellen praktischen Interesses des Angeschuldigten am Ausstand des Untersuchungsrichters nach Abschluss der 
Untersuchung

Befangenheit des Strafrichters, der sich vom Verteidiger der Angeklagten in einem gegen ihn gerichteten Strafverfahren vertreten 
lässt ?

Scheidungsrichter, der einen Zeugen einvernommen hat, gilt nicht als unbefangen in einem späteren Strafverfahren gegen diesen 
Zeugen wegen falschen Zeugnisses

Strafprozess LU, früheres 
Recht

Kantonale Oberrichter ernennen einen ausserordentlichen Staatsanwalt in einer Sache, in der die Oberrichter selbst angeschul-
digt sind.

Anfechtbarkeit eines sachrechtlichen Zwischenentscheides eines Schiedsgerichts mit der Rüge der vorschriftswidrigen Zusam-
mensetzung des Gerichts ?

Voreingenommenheit eines Gerichts, das nach Rückweisung durch obere Instanz wegen Befangenheit des einen Richters mit 
entsprechendem Ersatz erneut urteilt?

Gutachter, der einer andern ethnischen Volksgruppe angehört: Dieser Umstand begründet für sich allein keine Befangenheit

Ablehnung eines Experten, der in einer vergleichbaren Angelegenheit im gleichen Zeitraum für eine der Parteien ein Gutachten 
erstattete.
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Verwaltungsverfahren BGE 125 I 209 26.04.1999 f

Disziplinarverfahren BGE 125 I 119 09.03.1999 f
Personalunion von Haftrichter und Ankläger; Folgen der Feststellung einer EMRK-Verletzung auf laufendes Strafverfahren

BGE 124 I 274 23.09.1998 d
Anspruch auf ein unabhängiges und unparteiisches Gericht betrifft auch Protokollführer und Gerichtsschreiber

BGE 124 I 255 28.07.1998 d

Zivilprozess GR, früheres Recht BGE 124 I 121 09.04.1998 d

BGE 124 I 76 11.02.1998 f

Schiedsgericht KV/UV BGE 124 V  22 27.01.1998 d
Ausstand des Präsidenten der Anklagekammer, der die Überwachung des Fernmeldeverkehrs genehmigte.

BGE 123 IV 236 04.11.1997 d

Auslieferungsverfahren BGE 123 II 511 12.09.1997 f

Sozialversicherungsverfahren

Zur Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Gutachter der MEDAS im Abklärungsverfahren

BGE 123 V 175 31.07.1997 d
Anforderungen an ein Gericht im Sinne von Art. 6 Ziff. 1 EMRK

BGE 123 I 87 25.04.1997 d

Unterscheidung zwischen dem Ausstand von Mitgliedern kantonaler Regierungen und demjenigen von Mitgliedern gerichtlicher 
Behörden

Verwarnung eines Beamten: Unterscheidung zwischen dem Ausstand von Mitgliedern gerichtlicher und demjenigen anderer Be-
hördenmitglieder

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Bodenmelioration
Nebenamtlicher Richter, der an einem Urteil mit gleicher Rechtsfrage mitwirkt, wie in einem andern noch hängigen Verfahren, in 
welchem er als RA auftritt

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Generalprokurator-Stellvertreter, der im Einspracheverfahren gegen die von ihm erlassene Strafverfügung die Anklage vertritt.

Ausstand und Ablehnung von Mitgliedern eines kantonalen Schiedsgerichts

Bundesgerichtliches Verfahren 
Vom Staatschef von Kasachstan wird verlangt, dass er sich nicht in das gegen die verfolgte Person eröffnete Strafverfahren ein-
mischt.

Notariatskommission
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Einsatz von Haftrichtern des einen Bezirks für Angelegenheiten aus einem andern Bezirk. Örtliche Zuständigkeit des Haftrichters

BGE 123 I 49 21.04.1997 d

Schiedsgerichtsbarkeit

Internationales Schiedsverfahren: Ablehnung eines Schiedsrichters

BGE 122 I   370 13.08.1996 d

BGE 122 IV 235 06.08.1996 d

Sozialversicherungsverfahren BGE 121 V  178 28.02.1995 d

Strafprozess, früheres Recht BGE 120 Ia 184 24.08.1994 d

Sozialversicherungsverfahren BGE 120 V  357 24.08.1994 d

SchKG-Verfahren

Gleicher Richter weist Rechtsöffnungsbegehren ab und wirkt später im ordentlichen Forderungsprozess mit.

BGE 120 Ia  82 18.01.1994 d

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Strafuntersuchungs- u. Ankla-
geverfahren, früheres Recht

Durch die Bundesanwaltschaft im gerichtspolizeilichen Ermittlungsverfahren beigezogene Büchersachverständige können vom 
Eidg. Untersuchungsrichter nicht mehr als gerichtliche Sachverständige ernannt werden.

Keine Befangenheit, wenn Richter Mitglied einer Vereinigung ist, welche mit der SUVA in andern Gremien zusammenarbeitet.

Obergerichtskommission (OW): Aufsichtsbehörde Betreibungsbeamte, Eröffnung Strafverfahren und Anordnung Disziplinarverfah-
ren gegen fehlbare Betreibungsbeamte

Für Sachverständige gelten die gleichen Ausstands- und Ablehnungsgründe wie für Richter
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